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Wolfgang G. Gibowski/Max Kaase

Die Ausgangslage für die Bundestagswahl
am 25. Januar 1987

I. Vorbemerkung

Wahlen sind institutionell dramatisierte Zäsuren
im demokratischen politischen Prozeß, die nicht
zuletzt wegen ihres Wettbewerbscharakters,
selbstverständlich aber auch wegen der ihnen im-
manenten Chance, einen Machtwechsel mit allen
seinen Folgen herbeizuführen, ein Höchstmaß an
öffentlichem Interesse auf sich ziehen. In dieser
kurzfristig angelegten Perspektive dominiert die
einzelne Wahl. Für die Politische Soziologie hin-
gegen sind Wahlen darüber hinaus und insbeson-
dere Markierungszeichen, deren volle Bedeutung
nur als Elemente im langfristigen politischen Pro-
zeß erschlossen werden kann. Die sich aus einem
solchen analytischen Ansatz zwangsläufig erge-
bende Forderung nach Kontinuität und Kumula-
tivität der Forschung kann durch die zeitgenös-
sische deutsche Wahlsoziologie nach fast dreißig-
jähriger Arbeit als einigermaßen angemessen ein-
gelöst gelten; damit sind auch die Grundlagen der
folgenden Überlegungen bestimmt.
Es gehört mittlerweile zu den Selbstverständlich-
keiten der Empirischen Wahlforschung, festzu-
stellen, daß die seit den sechziger Jahren relativ
stabilen Wähleranteile von CDU/CSU und SPD
entscheidend auf die trotz erheblichen sozialen
Wandels nach wie vor starke Verankerung beider
Parteien in sozialstrukturell bestimmten Kernbe-
reichen der Gesellschaft zurückzuführen sind:
— die CDU/CSU im kirchlich gebundenen Ka-
tholizismus, im alten Mittelstand der Selbständi-
gen und bei den Bauern;
— die SPD im klassischen Arbeitermilieu und
dort wie in anderen Berufskategorien ganz beson-
ders bei Zugehörigkeit zu einer Mitgliedsgewerk-
schaft des DGB.

Eine leicht veränderte, erweiterte Fassung erscheint in
Kürze in Hans-Dieter Klingemann/Max Kaase (Hrsg.),
Wahlen und politischer Prozeß. Analysen aus Anlaß der
Bundestagswahl 1983, Opladen 1986. Die Verfasser dan-
ken Klaus-Peter Schöppner, EMNID-Institut, für die Frei-
gabe von durch EMNID erhobene Daten sowie den Mitar-
beitern der Forschungsgruppe Wahlen e. V., Mannheim,
für kollegiale Unterstützung bei der Bereitstellung der
Analysen.

Natürlich darf diese schwerpunktmäßige Veran-
kerung der beiden großen Parteien in der Sozial-
struktur nicht zu einer mechanistischen Gleichset-
zung der Stärke von Milieus und Parteien führen.
Vielmehr sind die genannten Milieus durch Koali-
tionen von Partei- und Organisationseliten, durch
wertmäßige Prägungen und Akzentuierungen und
nicht zuletzt durch konkrete Thematisierungen
milieurelevanter politischer Streitfragen1) immer
wieder neu auf Dauer zu stellen und für spezi-
fische Wahlen zu mobilisieren.

1) Darauf weist Franz Urban Pappi zu Recht hin; vgl.
ders., Das Wahlverhalten sozialer Gruppen bei Bundes-
tagswahlen im Zeitvergleich, in: Hans-Dieter Klinge-
mann/Max Kaase (Hrsg.), Wahlen und politischer Pro-
zeß. Analysen aus Anlaß der Bundestagswahl 1983,
Opladen 1986 (erscheint demnächst).
2) Russel J. Dalton/Scott C. Flanagan/Paul Allen Beck
(Eds.), Electoral Change in Advanced Industrial Demo-
cracies. Realignment or Dealignment, Princeton 1984.
3) Hans-Dieter Klingemann, West Germany, in: Ivor
Crewe/David Denver (Eds.), Electoral Change in We-
stern Democracies. Patterns and Sources of Electoral

. Volatility, London-Sydney 1985, S. 230—263.

Mobilisierungschancen und Mobilisierungser-
folge, so wie sie sich letztlich in einem konkreten
Wahlergebnis ausdrücken, bemessen sich langfri-
stig jedoch zusätzlich in entscheidender Weise
durch das Gewicht, das die „etablierten“ Sozial-
milieus relativ zu neuen, den klassischen sozialen
Spannungslinien nicht mehr in gleicher Weise
verbundenen, Milieus behalten. Die in der For-
schung ihrer Tendenz — wenn auch nicht ihres
Umfanges — nach unumstrittene Abnahme der
Prägekraft der alten sozialen Spaltungslinien, die
in der Fachdiskussion unter dem Begriff des dea-
lignment (Entkoppelung) erscheint, hat in den
westlichen Demokratien zur Erhöhung der Wäh-
lerverfügungsmasse in der Reaktion auf genuin
politische Ereignisse und Sachverhalte geführt2).
Für die Bundesrepublik hat Hans-Dieter Klinge-
mann3) die bislang fundierteste und zeitlich um-
fassendste Verlaufanalyse wechselnden Wahlver-
haltens in bezug auf die klassischen sozialen Spal-
tungslinien (cleavages) vorgelegt. Für diese Ana-
lyse hat er eine aus elf Kategorien bestehende
Wählertypologie in der Kombination der vier



Merkmale soziale Klasse, Konfession, Kirch-
gangshäufigkeit und Gewerkschaftsmitgliedschaft
gebildet. Das Verhalten der Wähler in diesen elf
Kategorien von 1953 bis 1983 belegt zum einen
die erstaunlich hohe zeitliche Kontinuität der
Wählerbindungen an die den alten Spaltungs-
linien eindeutig zugeordneten Parteien, zum an-
deren aber auch einen erheblichen Wandel im
Wählerverhalten in denjenigen Kategorien, die
keine historisch etablierten Bindungen an be-
stimmte Parteien aufweisen (z. B. die Angehöri-
gen der kirchlich und gewerkschaftlich ungebun-
denen neuen Mittelklasse). Die Analyse Klinge-
manns verdeutlicht ferner, daß Veränderungen
der Stimmanteile von Parteien durch zwei ganz
unterschiedliche Prozesse bewirkt werden kön-
nen: durch individuellen Wechsel von Wahlver-
halten (die Wechselwähler im eigentlichen Sinne)
und durch Veränderungen in der Zusammenset-
zung des Wahlkörpers durch das Hinzutreten jun-
ger und das Sterben älterer Wähler.
Darüber hinaus betont Klingemann aber auch,
daß sich über die allgemeine Politisierung der Be-
völkerung4) eine Politisierung der Wahlentschei-
dungen im Sinne einer stärkeren Berücksichti-
gung politischer Sachfragen (issue voting) vollzo-
gen habe. Daraus lasse sich die Vermutung ablei-
ten, daß das künftige Wahlverhalten einem stär-
keren Wechsel als bisher unterliegen werde5).

4) Siehe dazu Max Kaase, Zur Legitimität des politi-
schen Systems in den westlichen Demokratien, in:
Albrecht Randelzhofer/Werner Süß (Hrsg.), Konsens
und Konflikt. 35 Jahre Grundgesetz, Berlin-New York
1986, S. 463—494.
5) Vgl. Hans-Dieter Klingemann (Anm. 3), S. 252—253.
6) Für eine zusammenfassende Darstellung siehe Max
Kaase (Anm. 4).
7) Siehe dazu Max Kaase/Gisela Maag/Edeltraud Rol-
ler/Bettina Westle, Zur Rolle des Staates in hochentwik-
kelten westlichen Demokratien, in: Hans-Jürgen
Krupp/Ute Hanefeld/Brigitte Preißl (Hrsg.), Lebensla-
gen im Wandel. Analysen zum Sozialstaat, Frankfurt-
New York 1987 (in Vorbereitung); vorab veröffentlicht
1986 als Arbeitspapier 210 des Sonderforschungsbe-
reichs 3, Frankfurt/Mannheim.
8) Max Kaase, Massenkommunikation und politischer
Prozeß, in: ders. (Hrsg.), Politische Wissenschaft und

politische Ordnung — Analysen zu Theorie und Em-
pirie demokratischer Regierungsweise, Opladen 1986,
S. 357—374.
9) Werner Kaltefleiter, Eine kritische Wahl. Anmerkun-
gen zur Bundestagswahl 1983, in: Aus Politik und Zeit-
geschichte, B 14/83, S. 3—17.

Noch eine Anmerkung zum allgemeinen Umfeld
der Wahl: Die Krisendiskussion der siebziger
Jahre hat vielfach den Eindruck erweckt, daß das
Legitimitätseinverständnis der Bürger mit den po-

litischen Institutionen und demokratischen Ver-
fahrensweisen in der Bundesrepublik wenn nicht
gering, so doch in Abnahme begriffen sei. Diese
Spekulation findet jedoch keine Bestätigung in
den vielfältigen empirischen Informationen, die
zu diesem Problemkreis vorliegen6). Daraus er-
gibt sich vielmehr, daß sich die Bundesrepublik
knapp vierzig Jahre nach ihrer Gründung in dem
hohen Ausmaß an Akzeptanz der Demokratie als
politischer Herrschaftsform nicht mehr von we-
sentlich traditionsreicheren Demokratien unter-
scheidet.

Allerdings erscheinen hier zwei Akzentuierungen
am Platze. Zum ersten sollte nicht vergessen wer-
den, daß eine entscheidende Voraussetzung dieser
Akzeptanz der Ausbau der Bundesrepublik zu ei-
ner modernen Gesellschaft wohlfahrtsstaatlicher
Prägung war; daran hat sich bis heute nichts geän-
dert7). Zum zweiten hat die Politisierung der west-
deutschen Bevölkerung seit den sechziger Jahren,
zusammen mit der massenmedienbedingten Ver-
änderung der Struktur des politischen Prozesses,
die Distanz der Bürger zur Politik verringert und
gleichzeitig deren Bild von Politik unzulässig
vereinfacht8); beides führt zu einer zunehmend
skeptischeren Einschätzung von Parteien und Po-
litikern durch die Wählerschaft. Setzt sich dieser
Prozeß, gefördert durch politische Ereignisse wie
den Parteienfinanzierungsskandal, fort, ist es nur
eine Frage der Zeit, bis seine Auswirkungen auch
die bislang positive Bewertung der parteiunab-
hängigen demokratischen Institutionen in Mitlei-
denschaft ziehen.

II. Die Bundestagswahl 1983 — eine besondere Wahl?

In der Fachöffentlichkeit wurde nach der letzten
Bundestagswahl gelegentlich die Auffassung ver-
treten, bei dieser Wahl handele es sich (in der
Terminologie von V. O. Key und Angus Camp-

bell) um eine kritische, weil die Bindung bestimm-
ter Bevölkerungsgruppen an spezifische Parteien
dauerhaft verändernde Wahl9). Zu dieser Ein-
schätzung dürfte nicht zuletzt der spektakuläre
Abfall der SPD auf 38,2 Prozent der Zweitstim-
men beigetragen haben — ein Ergebnis, das nur
wenig über dem von 1961 und knapp acht Pro-
zentpunkte unter ihrem bisher besten Wahlergeb-
nis (1972) lag.

Natürlich kann über diese Hypothese angemessen
erst nach der Bundestagswahl 1987 (und den
nachfolgenden Wahlen) entschieden werden.
Dennoch weisen die Befunde der politischen



Dauerbeobachtung (in Form des für das Zweite
Deutsche Fernsehen von der Mannheimer For-
schungsgruppe Wahlen e. V. monatlich erstellten
,Politbarometer4) aus, daß die theoretisch ohnehin
unplausible Annahme der Wahl vom 6. März
1983 als einer kritischen Wahl empirisch nicht be-
stätigt werden kann.

10) Für Einzelheiten siehe Manfred Berger/Wolfgang
G. Gibowski/Dieter Roth/Wolfgang Schulte, Legiti-
mierung des Regierungswechsels: Eine Analyse der
Bundestagswahl 1983, in: Hans-Dieter Klingemann/
Max Kaase (Hrsg.) (Anm. 1); ferner Max Kaase, The
West German General Election of March 6, 1983, in:
Electoral Studies, 2 (1983), S. 158—166.
11) Umfassende Literaturverweise hierzu können der
ausführlichen Fassung (vgl. Anm. 1) entnommen wer-
den.

12) Vgl. Max Kaase/Hans-Dieter Klingemann, Sozial-
struktur, Wertorientierung und Parteiensystem: Zum
Problem der Interessenvermittlung in westlichen Demo-
kratien, in: Joachim Matthes (Hrsg.), Sozialer Wandel
in Westeuropa. Verhandlungen des 19. Deutschen So-
ziologentages Berlin 1979, Frankfurt-New York 1979,
S. 544—573.
13) Ursula Feist/Manfred Güllner/Klaus Liepelt,
Strukturelle Angleichung und ideologische Polarisie-
rung, in: Max Kaase (Hrsg.), Wahlsoziologie heute.
Analysen aus Anlaß der Bundestagswahl 1976, in: Poli-
tische Vierteljahresschrift, 18 (1977) 2/3, S. 257—278.
14) Ronald Inglehart, The Decline of Marxism: The
Diminishing Marginal Utility of Economic Determi-
nism, in: American Political Science Review 1987 (er-
scheint demnächst).

In die Geschichte der Bundestagswahlen dürfte
die Wahl von 1983 vielmehr wegen der besonde-
ren Umstände ihres Zustandekommens einge-
hen 0 ).10 Die vorgezogene Wahl als Instrument der
Legitimationsbeschaffung für die neue konserva-
tiv-liberale Bundesregierung unter Helmut Kohl,
die durch ein am 1. Oktober 1982 erfolgreiches
konstruktives Mißtrauensvotum an die Macht ge-
langt war, trägt viele Züge des Ungewöhnlichen:
— eine Wahl, die verfassungsmäßig nicht vorge-
sehen war und daher nur durch gewagte Verfas-
sungsinterpretationen ermöglicht, durch ein zu-
nehmend partizipatorisch-plebiszitäres Demokra-
tieverständnis der Bürger aber faktisch erzwungen
wurde;
— ein SPD-Kanzlerkandidat Vogel, der in seiner
Qualitäts- und Sympathieeinschätzung weit hinter
dem von seiner eigenen Partei demontierten frü-
heren Bundeskanzler Schmidt zurücklag;
— eine FDP, die nach dem zweiten Parforce-Ritt
eines Koalitionswechsels seit 1969 ums politische
Überleben kämpfte;
— mit den GRÜNEN der Auftritt einer jungen
politischen Kraft auf der Bühne des bundesrepu-
blikanischen Parteiensystems, die mit den Vor-
schußlorbeeren sehr guter Wahlergebnisse bei
Landtagswahlen im Rücken die Beschaulichkeit
des etablierten Dreiparteienkartells im Deutschen
Bundestag zu einem Ende zu bringen versprach.
Die Ergebnisse der Bundestagswahl 1983 sind
heute bereits Geschichte; eine Vielzahl wahlsozio-
logischer Analysen dazu liegt bereits vor ). Es
mag daher genügen, einige der Aspekte besonders
hervorzuheben, die auch für

11

die Bundestagswahl
1987 voraussichtlich ein besonderes Gewicht ge-
winnen werden.
Langfristig besonders bedeutsam für die Entwick-
lung des deutschen Parteiensystems war zweifels-
ohne der Einzug der GRÜNEN in den Bundes-
tag. Mit der auf diese Weise symbolisch wie poli-

tisch-praktisch vollzogenen Etablierung eines
Vierparteiensystems hat sich vor allem die Kon-
stellation möglicher Regierungskoalitionen nach-
haltig verändert. Darüber hinaus kann man die
Transformation der Antikernkraft-Bewegung in
eine politische Partei auch als eine Entwicklung
betrachten, die der SPD langfristig ihre Monopol-
stellung auf der linken Seite des politischen Spek-
trums streitig machen wird.

Schon früh wurde mit Daten aus dem Jahre 1974
nachgewiesen, daß die SPD mit ihren Wähler-
schwerpunkten bei der Arbeiterschaft und post-
materialistisch orientierten Teilen des Neuen Mit-
telstandes faktisch zwei Parteien in einer war120);
die Umschichtung zentraler innerparteilicher Eli-
tepositionen zuungunsten der klassischen Arbei-
terklientel ) hatte diesen Prozeß13 verfestigt und
akzentuiert, wie z. B. die innerparteiliche Diskus-
sion der SPD über den NATO-Doppelbeschluß
und die Außenpolitik allgemein belegt.

Dieses Dilemma zwischen der alten und neuen
Politik, das sich übrigens für fast alle europäischen
sozialdemokratisch-sozialistischen Parteien glei-
chermaßen stellt14), bietet für diese Parteien we-
nig erfreuliche Perspektiven: entweder die Rück-
gewinnung eines klaren politischen Profils auf
Kosten eines für die Mehrheitsbeschaffung unver-
zichtbaren Teils der Wählerschaft, oder aber die
Institutionalisierung einer innerparteilichen Spal-
tungsbedrohung. Damit ergeben sich jedoch mög-
licherweise auch gravierende Probleme der inter-
nen Parteiorganisation, die ihrerseits wiederum
eine wichtige Voraussetzung für die Mobilisie-
rungsfähigkeit einer Partei darstellt.

Ein zweiter Aspekt der Bundestagswahl 1983 — 
ebenfalls in bezug auf die Entwicklung des deut-
schen Parteiensystems — ist die Frage nach den
Überlebenschancen der FDP. Ihre Schlüsselposi-
tion für die Koalitionsbildung auf Bundesebene
hat es ihr seit 1969 gestattet, auch zwei spektaku-
läre koalitionspolitische Umorientierungen zu
überleben.



Die fehlende Absicherung der FDP in klar defi-
nierten sozialstrukturellen Milieus, die sich in ei-
ner hohen Umschichtung der FDP-Wählerschaft
von Wahl zu Wahl ausdrückt, vor allem aber die
Schwäche und u. a. koalitionspolitisch bedingte
teilweise Zerstörung ihrer lokalen Parteiorganisa-
tionen legen die Frage nahe, ob auch eine in Op-
position befindliche oder überhaupt nicht im Par-
lament vertretene FDP (sie ist zur Zeit in fünf von
elf Landtagen nicht repräsentiert) organisatorisch
und politisch überleben kann. Dies gilt um so
mehr, als durch die mit einer sozialstrukturell und
wertmäßig weitaus eindeutiger definierten Partei
der GRÜNEN ein korporativer politischer Ak-
teur entstanden ist, welcher der FDP ihre bisher
einmalige Verhandlungsposition als Mehrheitsbe-
schaffer direkt und indirekt (durch Erweiterung
der koalitionspolitischen Handlungsmöglichkei-
ten der Wähler) nachhaltig streitig machen wird.
Schließlich soll als drittes der Aspekt der politi-
schen Probleme hervorgehoben werden, die die
Wählerentscheidung bei der Bundestagswahl 1983
dominiert haben. Hier sind sich alle Betrachter und
Analytiker einig, daß der Wahlerfolg der Union
mit ihrem FDP-Juniorpartner 1983 entscheidend
durch die im Vergleich zu anderen politischen The-
men absolute Dominanz wirtschafts- und beschäf-
tigungspolitischer Probleme auf der politischen
Agenda der Wähler bei gleichzeitig deutlichem
Kompetenzvorsprung der konservativ-liberalen
Bundesregierung beeinflußt worden ist.

Das fast völlige Fehlen anderer, insbesondere wert-
bezogener Themen macht einerseits verständlich,
warum Pappi ) unter längsschnittlicher Perspek15 -
tive für 1983 einen stark reduzierten Einfluß der
Konfessionszugehörigkeit auf das Wahlverhalten
allgemein, besonders aber auf das Wahlverhalten
der Arbeiter feststellt. Andererseits macht die starke
Betroffenheit der Arbeiterschicht durch beschäfti-
gungspolitische Probleme verständlich, warum die
Wahlforschung dort besonders intensiv nach
Schwerpunkten im Wechsel des Wählerverhaltens
gesucht hat ). Diese Kontroverse wird in ihren Be16 -
funden erkennbar unter anderem durch eine nicht
völlig übereinstimmende Abgrenzung der Arbeiter-
schicht beeinflußt. Unzweifelhaft dürfte jedoch
feststehen, daß die Arbeiter — im weitesten Sinne
— sich über ihr „Normalwahlverhalten“ hinaus
1983 vor allem aus wirtschafts- und beschäftigungs-
politischen Gründen der Union zugewandt haben.
Auf diesem Hintergrund gewinnt die Frage nach
dem vermutlichen Wahlverhalten dieser Gruppie-
rung 1987 ihre besondere Bedeutung.
Insgesamt weist die Bundestagswahl 1983, vor al-
lem unter langfristiger Perspektive, eine angesichts
der bereits kurz angesprochenen äußeren politi-
schen Umstände bemerkenswerte Kontinuität auf. 
Hätten DIE GRÜNEN nicht zur Wahl gestanden,
wäre es mit Sicherheit angesichts der bekannten Af-
finitäten der GRÜNEN-Wähler zur SPD zu einem
als völlig im Rahmen des Normalen wahrgenom-
menen Stimmenergebnis gekommen.

III. Die Bundestagswahl am 25. Januar 1987 16a)

1. Methodische Vorbemerkung

Wenn eingangs gesagt wurde, daß Wahlen ledig-
lich institutionalisierte und damit dramatisierte
Einschnitte im ständigen Prozeß der politischen
Meinungs- und Willensbildung darstellen, so er-
gibt sich aus dieser Perspektive zwangsläufig, daß
für die Erklärung eines besonderen Wahlergebnis-
ses sowohl mittel- bis langfristige Einflußgrößen
als auch die spezifischen politischen Entwicklun-
gen zwischen Wahlen herangezogen werden müs-
sen. Es liegt in der Logik von demokratischen Mas-
senwahlen auf der Grundlage des „one person one
vote“ Prinzips, daß zu ihrer Erforschung das klas-
sische sozialwissenschaftliche Instrument der Be-
fragung eines repräsentativen Querschnitts der
Wahlbevölkerung — bevorzugt in Form von
Längsschnittuntersuchungen als Panelstudien oder
als unverbundene Abfolge von Querschnittsunter-
suchungen — besonders gut geeignet ist.
An dieser Stelle soll nicht weiter thematisiert wer-
den, warum rein wählerbezogene, d. h. einebenen-

begrenzte Untersuchungsansätze zur Analyse des
politischen Prozesses nicht ausreichen175). Gesagt

15) Vgl. Franz Urban Pappi (Anm. 1).
16) Siehe dazu die Kontroverse zwischen Infas und der
Forschungsgruppe Wahlen: Ursula Feist/Hubert Krie-
ger/Menno Smid, Das „kritische“ Potential bei der Bun-
destagswahl 1983: Die bewußte Arbeitnehmerschaft. Eine
Antwort auf die Forschungsgruppe Wahlen, in: Zeitschrift
für Parlamentsfragen, 15 (1984), S. 124—136.; Manfred
Berger/Wolfgang G. Gibowski/Dieter Roth/Wolfgang
Schulte, Das Eis schmilzt zuerst an den Rändern ... Zur
Infas-These von den Stammwählerverlusten der SPD, in:
Zeitschrift für Parlamentsfragen, 15 (1984), S. 305—312.
16a) Wahlsoziologische Modelle zur Erklärung von Wäh-
lerverhalten berücksichtigen in der Regel drei Dimensio-
nen von unabhängigen Variablen: 1. sozialstrukturelle De-
terminanten, die gelegentlich im Konzept der Partei-
identifikation gebündelt werden; 2. politische Sachfragen
(Issues); 3. Politiker und Kandidaten. Von diesen drei Di-
mensionen wird aus Platzgründen in diesem Beitrag nur
die der politischen Sachfragen behandelt. Die beiden an-
deren genannten Dimensionen sind in der erweiterten Fas-
sung dieses Aufsatzes (in: Hans-Dieter Klingemann/Max
Kaase (Hrsg.), Analysen aus Anlaß der Bundestagswahl
1983) berücksichtigt.
17) Siehe dazu Max Kaase u. a. (Anm. 7).



werden muß jedoch, daß entgegen manchen Auf-
fassungen in Wissenschaft und Öffentlichkeit Re-
präsentativbefragungen bei Wahlberechtigten au-
ßerhalb des institutionell fixierten Wahlkontextes,
d. h. nicht ganz kurz vor und/oder vor allem nach
einer Wahl, nicht geeignet sind, ohne eine kom-
plexe und fundierte theoretische Einbettung eini-
germaßen zuverlässige Vorhersagen eines zukünf-
tigen Wahlergebnisses zu ermöglichen.
In der privatwirtschaftlich verfaßten Wahlfor-
schung ist seit mehr als zehn Jahren die Unsitte
eingerissen, die Ergebnisse der fiktiven „Sonn-
tagswahlfrage“ (Was würden Sie wählen, wenn
am nächsten Sonntag Bundestagswahlen wären?)
künstlich auf eine Art Quasi-Wahlergebnis umzu-
rechnen. Das Verfahren der sogenannten „politi-
schen Gewichtung“, d. h. einer Anpassung auf der
Grundlage der in der spezifischen Untersuchung
gefundenen Differenz zwischen aggregiertem
Vorwahlergebnis mittels Rückerinnerungsfrage
einerseits und dem tatsächlichem Ergebnis dieser
Wahl andererseits, ist jedoch theoretisch unfun-
diert. Es ist im wesentlichen auf den Druck der
politischen Auftraggeber zurückzuführen, in den
in Auftrag gegebenen Untersuchungen die
Schwankungsbreite der aktuellen Parteipräferen-
zen einzuengen. Tatsächlich gestatten diese
Schwankungen jedoch gerade die Einschätzung
der politischen Stimmungslage der Bevölkerung,
eine wahlsoziologische wie politisch-praktisch
höchst relevante Information. Natürlich wird
diese Information unter normalen Umständen mit
zunehmender Nähe zum Wahltermin immer stär-
ker mit dem „wahren“ Wahlergebnis konvergie-
ren.

2. Die politischen Streitfragen der
10. Legislaturperiode in der Wahrnehmung
durch die Bevölkerung

Politische Themen kommen und gehen; sie durch-
laufen häufig — im Sinne von Niklas Luhmann —
Stadien einer Karriere. Natürlich können manche
Themen — bei entsprechendem zeitlichen Zusam-
menfallen und großer mobilisierender Kraft — 
Wahlergebnisse stark beeinflussen (so z. B. der
Bau der Berliner Mauer am 13. August 1961 im
Vorfeld der Bundestagswahl 1961). Andere The-
men zeichnen sich hingegen nicht durch solche
kurvenartigen Verläufe, sondern durch ein mehr
oder weniger gleichbleibendes Niveau aus.
Wie die folgende Grafik belegt, gab es in der Bun-
desrepublik drei solcher Themen, die die Bevölke-
rung im zeitlichen Verlauf 1984—1986 ständig be-
schäftigt haben: die Arbeitslosigkeit als mit Ab-
stand wichtigstes Thema, die Friedenssicherung
und die Umweltpolitik. Hinzu kommt als ein 

spektakuläres Ereignis und Thema der erstge-
nannten Art die Katastrophe im Kernkraftwerk
Tschernobyl. Dieses Thema weist einen sehr typi-
schen Karriereverlauf auf, wobei allerdings be-
merkenswerterweise das Abklingen der unmittel-
baren Erregung über Tschernobyl mit einem Be-
deutungsanstieg der allgemeinen Umweltproble-
matik verbunden zu sein scheint18).

18) Die Daten entstammen wöchentlichen Befragungen
des Bielefelder EMNID-Instituts bei repräsentativen
Stichproben von ca. 1000 Wahlberechtigten. Geantwor-
tet wurde auf die offen gestellte Frage: „Was sind für Sie
zur Zeit die wichtigsten Themen und Ereignisse?“ Im
langfristigen Durchschnitt wurden pro Befragten 1,5 bis
2 Probleme genannt. Einbezogen werden konnten die
Befragungsergebnisse bis zur 30. Woche des Jahres 1986.

Die Art von Frage, die in den hier zugrunde geleg-
ten Untersuchungen zur Informationsgewinnung
verwendet wird, besitzt im Zusammenhang mit
den Forschungen zur Thematisierungs- bzw. The-
menstrukturierungsfunktion der Massenmedien
(Agenda Setting) eine gewisse Tradition. Die in
der Grafik nicht enthaltenen Einzelangaben zu
allen überhaupt genannten Themen verdeutli-
chen, daß die Bevölkerung weitgehend unabhän-
gig vom Ausmaß an persönlicher Betroffenheit in
erster Linie und schnell solche Themen aufgreift,
die durch die Massenmedien in die Öffentlichkeit
transportiert werden.
Wie die Themen von den einzelnen Bürgern ver-
arbeitet werden, ist jedoch eine ganz andere
Frage, der hier nicht weiter nachgegangen werden
soll; dem entspricht die „Volksweisheit“ der
Agenda-Setting-Forschung, daß die Massenme-
dien den Bürgern nicht sagen können, was sie
denken sollen, wohl aber, worüber sie nachdenken
sollen. In diesem Sinne hat die Forschung auch
gezeigt, daß Regierungen eine sehr gute Chance
haben, „ihre“ Themen auf die Agenda der öffent-
lichen Diskussion zu bringen, ohne damit aller-
dings in einem pluralistisch organisierten Me-
diensystem auch umfassend beeinflussen zu kön-
nen, in welcher Richtung diese Diskussion
schließlich verläuft und wie sie von den Wählern
intern verarbeitet wird.
Auf der Grundlage des weiter vorne Gesagten
kann nicht überraschen, daß das Thema der Ar-
beitslosigkeit mittel- und langfristig alle anderen
politischen Themen „erdrückt“. Insofern liegt die
Vermutung nahe, daß die Bundestagswahl 1987 in
Wahlkampf und Ergebnis entscheidend durch
dieses Thema bestimmt werden wird; keine Oppo-
sitionspartei wird die Chance auslassen, eine Re-
gierung mit der bitteren Realität der Arbeitslosig-
keit zu konfrontieren. Natürlich sind, zumindest
der Sache nach, Wirtschaftspolitik und Beschäfti-
gungspolitik untrennbar miteinander verbunden.





Daher liegt es nahe, in der folgenden Analyse
beide Aspekte miteinander zu verknüpfen und
schließlich gleichzeitig auch — sofern von der Da-
tenlage abgedeckt — die anderen politischen The-
men, die eine hohe Priorität auszeichnet, zu be-
handeln. ‘

Die beiden folgenden Tabellen 1 und 2 enthalten
in verschiedenen Politbarometern gewonnene
Angaben zur Problemlösungskompetenz unter-
schiedlicher Bundesregierungen im zeitlichen
Verlauf. Bei diesen Daten ist angesichts der hohen
positiven Korrelation zwischen Parteipräferenz
und bestimmten Regierungen zugeschriebener
Problemlösungsfähigkeit zu beachten, daß Verän-
derungen in der Kompetenzzuschreibung im Ag-
gregat der Wahlberechtigten zumindest teilweise
stets auch Veränderungen in der relativen Stärke
der Parteianhängerschaften zum jeweiligen Erhe-
bungszeitpunkt widerspiegeln. Aus diesem Grund
ist die Information in Tabelle 2 besonders wichtig,
weil hier erkennbar wird, in welchem Umfang es
einem Lager jeweils gelingt, die Anhänger des an-
deren Lagers von der eigenen Problemlösungs-
kompetenz zu überzeugen und damit ein politi-
sches Thema mehr oder weniger umfassend zu
besetzen.

Zunächst einmal belegen diese Befunde noch ein-
mal das Ausmaß, in dem der SPD vor der Bundes-

tagswahl 1983 der politische Wind ins Gesicht ge-
blasen hatte; die Bestätigung durch die Wähler
des am 1. Oktober 1982 vollzogenen Regierungs-
wechsels in bezug auf die Kompetenzzuweisung
für wichtige politische Themen, insbesondere im
wirtschafts- und beschäftigungspolitischen Be-
reich, ist offensichtlich. Die Wahleuphorie wich
jedoch, wie in allen Themenbereichen dokumen-
tiert ist, bis zum nächsten Datenpunkt im August
1984 einer wesentlich skeptischeren — realisti-
scheren?— Einstellung, wofür sowohl ein wieder-
erwachtes Selbstvertrauen der SPD-Anhänger,
zum Teil auch der Wähler der GRÜNEN, als
auch ein sinkender Mut der CDU/CSU-Anhän-
ger verantwortlich ist.

Insgesamt verfügt die Union bei den drei The-
menbereichen Arbeitslosigkeit, Umweltschutz
und Rentensicherung weder im Aggregat noch in
der Gegenüberstellung der Regierungs- und Op-
positionslager über einen deutlichen Kompetenz-
vorsprung; die Umweltpolitik bleibt trotz aller
Bemühungen der amtierenden Bundesregierung
und unionsgeführter Landesregierungen sogar
eine klare — durch den Tschernobyl-Unfall of-
fenbar noch akzentuierte — Schwachstelle.

Mit diesen drei Themen sind gleichzeitig auch die-
jenigen benannt, die unter den fünf untersuchten
Bereichen die Ränge eins bis drei in der Bedeu-



tung für die Wähler einnehmen l9). Die beiden
wirtschaftspolitischen Themen der Liste — An-
kurbelung der Wirtschaft und Verringerung der
Staatsverschuldung — weisen demgegenüber ei-
nen sogar vom gegnerischen Lager weitgehend
konzedierten, im Vorwahlkampf allerdings bei
den Anhängern des Oppositionslagers schon
leicht reduzierten Kompetenzvorsprung für die
CDU/CSU-FDP-Bundesregierung, gleichzeitig
jedoch eine — besonders hinsichtlich des Abbaus
der Staatsverschuldung — deutlich geringere
Priorität für die Wähler auf.

19) Für den Umweltschutz siehe auch Max Kaase, Die
Entwicklung des Umweltbewußtseins in der Bundesre-
publik Deutschland, in: Rudolf Wildenmann (Hrsg.),
Umwelt—Wirtschaft—Gesellschaft: Wege zu einem
neuen Grundverständnis, Stuttgart 1986 (erscheint dem-
nächst).

20) Bundesanstalt, Arbeitsstatistik 1984 — Jahreszahlen,
in: Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt für Arbeit,
33 (1985) Sondernummer vom 18. Juli; Amtliche Nach-
richten der Bundesanstalt für Arbeit 34 (1986) 3, vom
27. März 1986.
21) Siehe dazu Bernd Reissert/Fritz W. Scharpf/Ronald
Schettkat, Eine Strategie zur Beseitigung der Massenar-
beitslosigkeit, in; Aus Politik und Zeitgeschichte, B 23/
86, S. 3—21.

In wesentlichen Politikbereichen ist es der jetzi-
gen Bundesregierung also nicht gelungen, ihren
Handlungsspielraum überzeugend in eine vom
Bürger wahrgenommene Problemlösungskompe-
tenz umzusetzen; sie hat vielmehr seit 1983 deut-

liehe Kompetenzverluste erlitten. Besonders
schmerzlich ist dies im Falle der Beschäftigungs-
politik, in dem der der neuen Bundesregierung
gewährte Vertrauensvorschuß schon bald nach
der Wahl aufgezehrt war. Angesichts der Bedeu-
tung dieses Umstandes sind hier einige weiterfüh-
rende Überlegungen am Platze.
Laut Angaben der Bundesanstalt für Arbeit in
Nürnberg20) bewegt sich die Zahl der Arbeitslo-
sen seit 1982 kontinuierlich in der Größenord-
nung von mehr als zwei Millionen und liegt damit
bei ca. 9% der Erwerbspersonen; es besteht wenig 
Hoffnung, daß sich kurz- und mittelfristig an
dieser Situation etwas Grundlegendes ändern
wird21). Sehr wohl im Zeitverlauf geändert hat



sich jedoch die Dauer, für die einzelne Bürger von 
dem schweren Schicksal der Arbeitslosigkeit be-
troffen sind: Die Zahl der über ein Jahr beschäfti-
gungslosen Personen stieg von knapp 9% im Sep-
tember 1970 über 17% im September 1980 auf
knapp 35% im September 1985 22). Es gibt nun
jeden Grund zu der Annahme, daß eine Dauer-
arbeitslosigkeit für einen Menschen und sein per-
sönliches Umfeld eine wesentlich folgenreichere
und tiefgreifendere Erfahrung darstellt als nur
eine kurzzeitige Arbeitslosigkeit. Damit steigt
auch die Wahrscheinlichkeit von Konsequenzen
für das politische Verhalten.

22) Bundesanstalt (Anm. 20), 1985 S. 79; 1986, S. 342.
Leider sind die Zahlen 1984 und 1985 wegen einer Ver-
änderung der Berechnungsgrundlage nicht direkt ver-
gleichbar. Die nach der neuen Berechnungsmethode
ausgewiesenen Zahlen liegen ca. 4 Prozentpunkte unter
den alten Zahlen. Entsprechend wurde der für 1985 an-
gegebene Wert von 31% auf 35% angehoben. 1984 wa-
ren die Werte 32,8 % (alt) bzw. 28,8 % (neu).

23) Hubert Krieger, Arbeitsmarktsituation und poli-
tische Stabilität. Reaktionsformen abhängig Beschäftig-
ter auf die Arbeitsmarktentwicklung 1975—1985, in:
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 17/86, S. 3—18.

Weiter zu bedenken ist der Aspekt der Kurzarbeit,
insbesondere aber auch ein subjektives Moment

der Beschäftigungsproblematik: die Angst vor
einem möglichen Verlust des Arbeitsplatzes. Nach
einer Analyse von Hubert Krieger23) sahen im
1. Halbjahr 1985 13% der abhängig Beschäftigten
ihren Arbeitsplatz stärker gefährdet als im Vor-
jahr; nur 9 % nahmen gegenüber dem Vorjahr eine
geringere Gefährdung wahr. Krieger berechnet
auf dieser Grundlage eine Zahl von 2,5 Millionen
Wählern, die sich von einem Arbeitsplatzverlust
bedroht fühlen. Wenn man dieser Zahl die ca. 2
Millionen tatsächlich Arbeitsloser hinzufügt und
— konservativ überlegt — berücksichtigt, daß im
Durchschnitt je ein Familienangehöriger direkt —
gleich insgesamt 9 Millionen Wähler — und zwei
Familienangehörige indirekt — gleich weitere 9
Millionen Wähler — betroffen sind, und wenn
man darüber hinaus bedenkt, daß sich hinter der
Zahl von 2 Millionen Arbeitslosen durch den
Übergang zwischen Beschäftigung und Arbeitslo-



sigkeit im Aggregat eine deutlich höhere Zahl von
Personen verbirgt, die individuell Arbeitslosigkeit
am eigenen Leibe erfahren haben, dann kommt
man auf eine Betroffenheitsquote von Arbeitslo-
sigkeit, die im Durchschnitt der Wählerschaft bei
um die 50%, in Problemgebieten sogar deutlich
darüber liegen dürfte.

Die im zeitlichen Längsschnitt241) unter Einbezie-
hung des Regierungswechsels 1982 vorgelegten
Einzelanalysen der politischen Orientierungen
von Arbeitslosen bzw. sich subjektiv von Arbeits-
platzverlust bedroht fühlenden Personen führen
zu der eindeutigen Schlußfolgerung, daß der
Union — FDP-Wähler sind von der Arbeitslosig-
keitsproblematik persönlich kaum berührt — we-
gen der Arbeitslosigkeit bei der kommenden Bun-
destagswahl erhebliche Stimmenverluste ins Haus
stehen, Stimmenverluste, die durch die Diskus-
sion um den § 116 Arbeitsförderungsgesetz — den
sogenannten Streikparagraphen — sicherlich ten-
denziell noch gefördert werden dürften. Von be-
sonderem Interesse wird daher sein, zu verfolgen,
in welchem Umfang es der Union gelingen wird,
den Zusammenhang zwischen Wirtschaftspolitik
— mit einer hohen Kompetenzzuschreibung —
und Beschäftigungspolitik — mit einer ambiva-
lenten Kompetenzzuschreibung — herzustellen;
je mehr ihr dies gelingt, desto größer ist ihre
Chance, die Arbeitslosenproblematik zumindest
insoweit in den Griff zu bekommen, daß sie Ein-
brüche bei der für sie grundsätzlich erreichbaren
Gruppe der nicht organisierten katholischen Ar-
beiter vermeiden kann.

24) Hubert Krieger, „Anti-Regierungs-“ oder „Klientel-
these“? Wirkungen persönlicher Betroffenheit von Ar-
beitslosigkeit im Rahmen des etablierten Parteispek-
trums (1980—1985), in: Politische Vierteljahresschrift,
26 (1985), S. 357—380; Hubert Krieger (Anm. 23); Ur-
sula Feist/Dieter Fröhlich/Hubert Krieger, Die politi-
schen Einstellungen von Arbeitslosen, in; Aus Politik
und Zeitgeschichte, B 45/84, S. 3—17.
25) Franz Urban Pappi (Anm. 1).
26) Ursula Feist/Klaus Liepelt, Vom Primat des Primä-
ren. Massenkommunikation im Wahlkampf, in: Hans-
Dieter Klingemann/Max Kaase (Hrsg.) (Anm. 1).

27) Siehe dazu Marktforschungsreport 1986: 15; im
Mai-Politbarometer 1986 erreichte die Bundesregierung
auf einer von +5 bis —5 reichenden Zufriedenheits-
skala einen Durchschnittswert von +0,2, die SPD-Op-
position hingegen einen Wert von +0,7. Das Oktober-
Politbarometer 1986 weist allerdings einen für die Bun-
desregierung um 0,7 Punkte auf +0,9 gestiegenen und
für die SPD-Opposition einen unveränderten Wert von
+ 0,7 aus.

Berücksichtigt man allerdings die Überlegung von
Pappi ), daß es zur Aktivierung der konfessionel25 -
len Dimension der Thematisierung entsprechen-
der (in seiner Terminologie: ideeller) Issues be-
darf, die zur Zeit als Wahlkampfthemen jedoch
nicht erkennbar sind, dann ist hier für die Union
eher Skepsis angebracht. Dies gilt auch deswegen,
weil die primären Umwelten der Wähler nach wie
vor eine außerordentliche Prägekraft und Ab-
schirmungsfunktion nach außen besitzen26).
Schließlich kommt hinzu, daß nach dem augen-
blicklichen Kenntnisstand die unbestrittene wirt-
schaftspolitische Kompetenz der Bundesregie-

rung, die sich überwiegend bei den Wählern
durchweg in einer über die Zeit deutlich verbes-
serten Einschätzung der allgemeinen wirtschaftli-
chen Lage äußert, bis zum Frühherbst 1986 noch
nicht — wie bei früheren Bundesregierungen — in
eine entsprechend positive Leistungsbewertung
der Regierung insgesamt umgesetzt hatte27 ).

Drei Monate vor der Bundestagswahl ist es
schwer, zu antizipieren, welche politischen The-
men neben der Beschäftigungspolitik den Wahl-
kampf bestimmen werden. Die EMNID Agenda
Setting-Zeitreihe hatte grundsätzlich die beiden
Themen „Friedenssicherung“ und „Umweltpoli-
tik“ gleichgewichtig als zweitwichtigste Themen-
bereiche nach der Beschäftigungspolitik ausge-
wiesen. Bezüglich der Friedenssicherung sind für
die Koalition angesichts ihrer klaren Westorien-
tierung bei gleichzeitiger Offenheit gegenüber se-
riösen Friedensinitiativen der Sowjetunion und
deren Partnern keine Stimmenverluste zu erwar-
ten; eher besteht für die Koalition angesichts der
ambivalenten und unklaren Position beider Op-
positionsparteien in diesem Bereich die Chance,
mit diesem Thema Wähler zu sich herüberzuzie-
hen.

Anders stellt sich die Situation im Bereich der
Umweltpolitik dar, wo man vermutlich in Zu-
kunft zu einer Zeitrechnung vor und nach dem
Reaktorunglück im ukrainischen Tschernobyl
übergehen wird. Allerdings zeigt das Ergebnis der
niedersächsischen Landtagswahl vom 15. Juni
mit einem gegenüber der Vorwahl lediglich um
0,6% verbesserten Ergebnis von 7,1% für die
GRÜNEN, daß dieses entfernte Ereignis nicht
in dem erwarteten Umfang seine direkten
(Wahl-)Spuren in der politischen Landschaft der
Bundesrepublik Deutschland hinterlassen hat.
Daß das „grüne“ Ergebnis so deutlich unter den
Erwartungen liegt, ist vermutlich nicht zuletzt auf
die Entscheidung der Bundesregierung zurückzu-
führen, Anfang Juni 1986 ein Bundesministerium
für Umwelt, Reaktorsicherheit und Landschafts-
schutz unter Walter Wallmann einzurichten und
damit Handlungsfähigkeit zu zeigen. Der Verlauf
der EMNID-Zeitreihe (siehe dazu Grafik 1) sowie
der Ergebnisse des Politbarometers September
1986 lassen es allerdings fraglich erscheinen, ob es
der Bundesregierung bis zur Wahl gelingen wird,



den Bereich des Umweltschutzes für sich politisch
zu neutralisieren.
In den Überlegungen zu den für die Bundestags-
wahl 1987 zentralen politischen Themen ist die
Landwirtschaftspolitik bisher nicht aufgetaucht.
Dabei handelt es sich insofern um ein extrem
gruppenspezifisches Thema, als es schon wegen
der geringen zahlenmäßigen Größe der Gruppie-
rung kaum eine Chance hat, prominent auf der
allgemeinen öffentlichen Agenda und im Pro-
blembewußtsein der Gesamtbevölkerung zu er-
scheinen. Angesichts möglicher geringer Stim-
menunterschiede bei der kommenden Bundes-
tagswahl zwischen den großen Parteien und den
beiden Parteiblöcken handelt es sich beim Land-
wirtschaftbereich, der bislang der Union bei Wah-
len in großer Eindeutigkeit zugeneigt war, um
eine strategisch höchst wichtige Wählerkategorie,
zumal die Stimmungsverschlechterung nicht auf
die Gruppe der Bauern beschränkt ist. In der Bun-
desrepublik hat die rasche Abnahme der voll-
erwerbstätigen Landwirte zu einer starken Zu-
nahme von Nebenerwerbslandwirtschaft geführt.
Aber auch diejenigen, die im ländlichen Raum
wohnen, ohne direkt oder indirekt mit der Land-
wirtschaft zu tun zu haben, werden erfahrungsge-
mäß von Veränderungen des Meinungsklimas bei
den Bauern erfaßt. Dies zeigte sich sowohl in Nie-
dersachsen als auch in Bayern, wo die CDU bzw.
die CSU in den ländlichen Gegenden Verluste
erlitten, die nicht alleine auf die Bauern zurückge-
führt werden können. Da die bäuerlichen Wähler
außerdem über ihre Interessenvertretung, den
Deutschen Bauernverband, besser als vielleicht ir-
gendeine andere Gruppierung in der Bundesrepu-
blik Deutschland erreichbar und steuerbar sind,
wird auch der Bereich der Landwirtschaftspolitik,
insbesondere der Sicherung der bäuerlichen Ein-

kommen, eine wichtige Rolle für die Bundestags-
wahl 1987 spielen. Laut der Politbarometerbefra-
gung vom April 1986 besitzt die Union in diesem
Bereich zwar einen gewissen, aber nicht ein-
drucksvollen Vorsprung: 27,9% der Wähler hal-
ten eine CDU/CSU-FDP-Bundesregierung für
kompetenter, die Landwirtschaftsprobleme zu lö-
sen, 21 % eine SPD-geführte Bundesregierung.

Schon die Politbarometer-Befragung vom März
1986 hatte auf die große Unzufriedenheit der Bau-
ern hingewiesen. Auf die Frage, ob es mit der
wirtschaftlichen Lage der Bauern seit der Bundes-
tagswahl 1983 besser geworden, gleich geblieben
oder schlechter geworden ist, antworteten 82 %
der befragten Bauern, es sei schlechter geworden;
im Bevölkerungsdurchschnitt teilten 50% diese
Meinung. In der Wahrnehmung der Bevölkerung
hatte sich die Situation für keine andere gesell-
schaftliche Gruppe schlechter entwickelt als für
die Bauern.

Faßt man an dieser Stelle die bisherigen Überle-
gungen zum Gesamtfeld der politischen Probleme
zusammen, so stellt sich die Situation für die kon-
servativ-liberale Bundesregierung leicht, jedoch
nicht entscheidend verschlechtert gegenüber dem
Klima bei der Bundestagswahl 1983 dar. Wir ver-
treten die Auffassung, daß für das Votum der
Wähler am 25. Januar 1987 erneut beschäfti-
gungs- und wirtschaftspolitische Themen im Mit-
telpunkt stehen; zu schwer noch hängt das Damo-
klesschwert der Arbeitslosigkeit über der Bundes-
republik Deutschland. Die Folgen für den Wahl-
ausgang werden entscheidend durch die Fähigkeit
der Bundesregierung bestimmt werden, zwischen
Beschäftigungspolitik und Wirtschaftspolitik eine
klare Verbindung herzustellen. Dies ist ihr bislang
nicht gelungen.

IV. Die Landtagswahlen zwischen 1983 und 1986:
die „wahren“ Tests — wofür?

In Umfragen erhobene Einstellungen, Verhaltens-
dispositionen und Verhaltensrückerinnerungen
sind wegen ihrer auf die Einzelperson beziehba-
ren Angaben ein unverzichtbares Rüstzeug der
Wahlsoziologie, ja geradezu ihre Voraussetzung.
Der gravierendste Nachteil dieses Datentypus be-
steht in seiner zweifelhaften Zuverlässigkeit und
Gültigkeit28); als institutionell festgelegte Bekun-

28) Max Kaase, Das Mikro-Makro-Puzzle der Empiri-
schen Sozialforschung: Anmerkungen zum Problem der
Aggregatstabilität bei individueller Instabilität in Panel-
befragungen, in: Kölner Zeitschrift für Soziologie, 38
(1986), S. 209—222.

düngen von Zustimmung oder Ablehnung und
von politischem Engagement behalten die tat-
sächlichen Wahlergebnisse eine unstrittige Posi-
tion.

In einem föderalistisch organisierten politischen
System wie dem der Bundesrepublik liegt es nahe,
die Ergebnisse der zwischen zwei Bundestagswah-
len liegenden Landtagswahlen auch als Populari-
tätstest für eine amtierende Bundesregierung zu
deuten. Bezogen auf den einzelnen Wähler muß
dabei offen bleiben, in welchem Umfang die
Stimmabgabe bei einer spezifischen Landtags-



wähl zuverlässig in bundespolitische und landes-
politische Elemente aufgeteilt werden kann. Daß
bundespolitische Gesichtspunkte in der Wahrneh-
mung der Wähler stets auch eine wichtige Rolle für
ihre Landtagswahlstimmabgabe spielen, ist durch
viele Untersuchungen belegt.
In der Periode zwischen April 198329) und No-
vember 1986 fanden in der Bundesrepublik neun
Landtagswahlen statt; die Termine und Ergeb-

29) Die Landtagswahlen vom 6. März 1983 in Rhein-
land-Pfalz und vom 13. März 1983 in Schleswig-Hol-
stein sind wegen ihrer großen zeitlichen Nähe zur Bun-
destagswahl nicht zu berücksichtigen; siehe dazu Max
Kaase (Anm. 10).

nisse der beiden letzten Landtagswahlen in allen
elf Bundesländern sind in nebenstehender Ta-
belle 3 dargestellt.
Betrachtet man zunächst einmal auf der Grund-
lage der Prozentpunktdifferenzen zwischen vor-
vorletzter und vorletzter Landtagswahl die Pe-
riode zwischen 1974 und 1982, so liefern diese
Wahlergebnisse keinen Hinweis aufdie Anti-Bun-
desregierungs-Wahlthese, wobei zusätzlich zu be-
denken ist, daß in jene Periode die Etablierung
der GRÜNEN als politische Partei in den Lan-
desparlamenten fällt, die weitgehend auf Kosten
der SPD-Wählerschaft erfolgte. Die massiven
Verluste der SPD in den beiden Stadtstaaten



Hamburg (1982) und Berlin (1981) spiegeln je-
weils die besonderen politischen Verhältnisse dort
wider, bilden also eine weitere Bestätigung für die
These, daß ein einfaches Anti-Bundesregierungs-
Wahlmodell für Landtagswahlen der Komplexität
der politischen Gegebenheiten in den Bundeslän-
dern nicht gerecht wird30).

30) So Wolfgang G. Gibowski, Sind Landtagswahlen
politischer als Bundestagswahlen?, Mannheim 1986 (als
Manuskript vervielfältigt).

Analysen der beiden Landtagswahlen des Jahres
1983 in Bremen und Hessen belegen, daß diese
Wahlergebnisse entscheidend durch landespoli-

tische Gegebenheiten bestimmt wurden, sieht man
einmal von der nachträglichen Quittung für die
koalitionspolitische Umorientierung im Bund ab,
die die FDP in Bremen erhielt. Die einzige Land-
tagswahl des Jahres 1984 — in Baden-Württem-
berg — ließ angesichts des hohen Ansehens von
Ministerpräsident Späth und der Stärke der CDU
im „Ländle“ von Anfang an keine sensationellen
Veränderungen der Parteistärken erwarten; den-
noch überraschte das weitere Abschmelzen der
absoluten CDU-Mehrheit.
Die Landtagswahlen des Jahres 1985 in den bei-
den Flächenstaaten Saarland (März) und Nord-
rhein-Westfalen (Mai) brachten dann für die



Union als Seniorpartner der konservativ-liberalen
Koalition einen eklatanten Einbruch an Wähler-
stimmen31). Diese Bewertung gilt selbst dann,
wenn man das recht gute Abschneiden des Junior-
Koalitionspartners FDP in beiden Landtagswah-
len berücksichtigt. Auch bundespolitisch blies
der Union in dieser Zeit der Wind heftig ins Ge-
sicht (im Mai 1985 lag die SPD bundesweit
14 Prozentpunkte (!) vor der Union). Die Analy-
sen in diesem Beitrag wie auch die gerade zitierten
Spezialanalysen bestätigen ohne jeden Zweifel,
daß bundespolitische Gesichtspunkte einen wich-
tigen Einfluß auf das Ergebnis beider Wahlen ge-
habt haben, und dokumentieren auch, daß die
Reorientierung der Arbeiterschaft zur SPD ihren
Niederschlag nicht nur in Stimmungen, sondern
auch in Stimmen gefunden hat.

31) Für Analysen dieser Wahlen siehe Manfred Berger/
Wolfgang G. Gibowski/Dieter Roth/Wolfgang Schulte,
Stärkere Wählerbewegungen und stabile Strukturen,
kein Test für Bonn — Landtagswahlen 1985, in: Zeit-
schrift für Parlamentsfragen, 16 (1985), S. 411—430.

Auf den ersten Blick entspricht das Ergebnis der
mit der Landtagswahl im Saarland zeitgleichen
Wahl zum Abgeordnetenhaus in Berlin nicht dem
gezeichneten Bild. Diese Wahl hatte nur zu einem
geringen Stimmenrückgang der CDU geführt und
der CDU/FDP-Koalition insgesamt sogar einen
leichten Zuwachs gebracht. Berliner Wahlen un-
terliegen jedoch besonderen Gesetzmäßigkeiten;
insbesondere dürfen sich die Berliner bekanntlich
an Bundestagswahlen nicht beteiligen, so daß die
Wahl zum Abgeordnetenhaus für die Berliner
wichtiger ist als Landtagswahlen für die Wähler in
anderen Bundesländern. Das Ergebnis der Berli-
ner Wahl spiegelt denn auch, wie die vorliegenden
Analysen zeigen, überwiegend die politischen Ge-
gebenheiten West-Berlins wider.
Die Landtagswahlen des Jahres 1986 in Nieder-
sachsen (15. Juni), Bayern (12. Oktober) und
Hamburg (9. November) standen unter jeweils
unterschiedlichen bundespolitischen Einflüssen.
Bei der Landtagswahl in Niedersachsen waren
diese Bedingungen für SPD und DIE GRÜNEN
günstiger als für CDU und FDP. Die Diskussio-
nen um den § 116 AFG und Otto Schilys Strafan-
zeigen gegen den Kanzler drückten die Stimmung
bei den Unionsparteien; für die FDP war die
Stimmung seit der Bundestagswahl 1983 schwach.
Zudem hatte der Kernkraftunfall von Tscherno-
byl die deutsche Bevölkerung verunsichert und
das für die Regierungsparteien ungünstige Thema
„Kernkraft“ massiv aktiviert. Nach der Politbaro-
meter-Befragung vom Mai 1986 (20. Woche), die
laut den EMNID-Daten (s. Grafik 1) kurz nach
dem Höhepunkt der öffentlichen Aufmerksam-
keit für den Reaktorunfall durchgeführt wurde,

profitierten die GRÜNEN vermutlich von der
Thematisierung der Unfallfolgen für die Bevölke-
rung sowohl zu Lasten der Unionsparteien als
auch zu Lasten der SPD. Die Umfrage der For-
schungsgruppe Wahlen vor der Wahl (24. Woche)
zeigt allerdings, daß die zunächst zu beobach-
tende Angst vor den Folgen des Unglücks wieder
zurückgegangen war, so daß der Zugewinn der
GRÜNEN am Wahltag schließlich geringer aus-
fiel, als von zahlreichen Beobachtern, nicht zu-
letzt den GRÜNEN selbst, erwartet worden war.
Allein von der landespolitischen Ausgangslage
her wären die Chancen der CDU in Niedersach-
sen besser gewesen als das dann tatsächlich er-
reichte Wahlergebnis. Die vor der Wahl durchge-
führte Umfrage wies die CDU beim direkten Ver-
gleich der Spitzenkandidaten und in allen sachpo-
litischen Themen mit Ausnahme des Umwelt-
schutzes als der SPD überlegen aus. Die Erwar-
tung, die neue Landesregierung könne nur eine
Koalitionsregierung sein, fand unter CDU-Wäh-
lern mehr Akzeptanz als in den Reihen der SPD
und machte die FDP sichtbarer.
Das Wahlergebnis vom 15. Juni (CDU: 44,3 %,
-6,7%; SPD: 42,1 %, +5,6%; DIE GRÜNEN:
7,1 %, +0,6%; FDP: 6,0%, +0,1 %) lag für die
SPD in der Größenordnung der Wahlentschei-
dungen der siebziger Jahre. Da die GRÜNEN
ihre Wähler allerdings aus einem Reservoir rekru-
tieren, das auch der SPD zuneigt, bedeutet das
Abschneiden beider Parteien zusammen (49,2 %)
eine markante Ausdehnung des linken Lagers in
Niedersachsen. Der Vorsprung der CDU-FDP-
Koalition war denkbar gering (50,3 %). In Nieder-
sachsen sind geringe Regierungsmehrheiten aber
durchaus an der Tagesordnung und Ausdruck da-
für, daß die Strukturen des Landes keine der bei-
den Volksparteien entscheidend begünstigen.
Auf den ersten Blick schienen die Verluste der
CDU in allen Strukturen des Landes in fast glei-
chem Ausmaß aufgetreten zu sein. Die Analyse
der Wahlergebnisse im einzelnen zeigt dann aber,
daß die CDU in den ländlichen Regionen über-
durchschnittlich hoch verloren hat, und zwar
unabhängig davon, ob die Bevölkerung überwie-
gend katholisch oder evangelisch war. Die in die-
sen Regionen neben dem erheblichen Wechsel
von der CDU zur SPD ebenfalls feststellbare
Wahlenthaltung zu Lasten der CDU weist darauf
hin, daß es der Union nicht oder zumindest nicht
vollständig gelungen war, die Bauern, die unter
den EG-Beschlüssen und unter den Folgen von 
Tschernobyl litten, zu besänftigen. Daß dies der
CDU auch nicht in den katholischen Gebieten
gelang, wo ihre Wahlchancen besonders gut sind,
verdeutlicht, wie existenziell die genannten Pro-
bleme für die ländliche Bevölkerung waren.



Die Bandbreite der Gewinne der SPD war in allen
Strukturen des Landes relativ gering, wobei die
Zugewinne der SPD in Beziehung zu den Wahl-
chancen der GRÜNEN stehen; offensichtlich be-
grenzt die relativ stärkere Anziehungskraft der
GRÜNEN in Großstädten die Chancen der SPD. 
Insgesamt belegt das Wahlergebnis in Nieder-
sachsen die für CDU und FDP im Vorfeld der
Wahl festgestellte bundesweite schwache Stim-
mung, die im bäuerlichen Milieu einen berufs-
gruppen- und regionenspezifischen Kristallisa-
tionspunkt aufwies. Das Wahlergebnis von Nie-
dersachsen lag damit im Trend der Landtagswah-
len 1985 im Saarland und in Nordrhein-Westfa-
len.
Trotz des hauchdünnen Vorsprungs bei der Wahl
in Niedersachsen wirkte der Wahlausgang auf die
CDU/CSU stabilisierend, während das Klima für
die FDP nach wie vor verhalten blieb. Hinzu
kommt, daß sich die Effekte von Tschernobyl wei-
ter abgeschwächt hatten. Seit der 28. Woche
(Mitte Juli) rangierte in den wöchentlichen
EMNID-Untersuchungen bei der Frage nach den
wichtigsten Ereignissen (s. Grafik 1) Tschernobyl
wieder hinter den Themen Arbeitslosigkeit und
Umweltschutz; allerdings hatte der Reaktorunfall
von Tschernobyl die öffentliche Meinung für Um-
weltschutz aufs neue sensibilisiert, wie das An-
steigen der Bedeutung der allgemeine Dimension
Umweltschutz synchron mit dem Rückgang der
Wichtigkeit des speziellen Ereignisses zeigt. Daß
Umweltschutz zusätzlich an Bedeutung gewonnen
hatte, wobei einer SPD-geführten Bundesregie-
rung besonders viele Problemlösungskompeten-
zen zuerkannt wurden, wird auch durch die Er-
gebnisse der im September 1986 durchgeführten
Politbarometer-Untersuchung der Forschungs-
gruppe Wahlen belegt (s. Tabellen 1 und 2 in Ab-
schnitt III. 2).
Im Verlauf des Sommers baute sich das bundes-
politische Stimmungstief der Union ab, die wirt-
schaftliche Lage der Bundesrepublik ganz allge-
mein und die der Bürger wurde zunehmend besser
gesehen, die Zukunftserwartungen positiver beur-
teilt. Im September und Oktober glaubten jeweils
rund 65% der Befragten, es gehe mit der Wirt-
schaft in der Bundesrepublik wieder aufwärts,
wobei rund die Hälfte aller Interviewten — darun-
ter war auch jeweils ein gutes Viertel der Anhän-
ger von SPD und GRÜNEN — diesen Auf-
schwung der Bonner Regierung zugute hielten.
Dieses Klima beeinflußte ebenfalls die Erwartun-
gen, wer die kommende Bundestagswahl gewin-
nen wird: 60 % aller Befragten waren im Septem-
ber der Ansicht, die CDU und FDP würden die
Wahl gewinnen, 33 % nannten dagegen SPD und
DIE GRÜNEN. Die entsprechenden Zahlen für

Oktober sind 70% und 26%. Die Sympathien für
die Unionsparteien und besonders für die FDP
blieben allerdings hinter diesen positiven Signa-
len zurück.

Dennoch mußte die CSU im Hinblick auf die
Landtagswahl am 12. Oktober eine Belastung
durch die Bundespolitik nicht mehr befürchten.
Offen war allerdings, ob und wenn ja, wie sich die
Proteste gegen die Wiederaufarbeitungsanlage in
Wackersdorf und die immer noch nicht abgeklun-
gene Unzufriedenheit der Bauern auswirken wür-
den. Gerade im Hinblick auf die Bauern durfte
man auf das Abschneiden der FVP des ehemali-
gen CSU-Abgeordneten Handlos und der Repu-
blikaner Schönhubers gespannt sein. Fraglich wa-
ren von vornherein die Chancen der FDP. Ihr bei
bisherigen Wahlen wichtigstes Argument der Not-
wendigkeit einer Koalitionsbildung entfiel in
Bayern offensichtlich.
Nichtsdestoweniger überraschte das Wahlergeb-
nis vom 12. Oktober 1986 (CSU: 55,8 %, —2,5 %;
SPD: 27,5%, -4,4%; DIE GRÜNEN: 7,5 %,
+ 2,9 %; FDP: 3,8%, +0,3%; Republikaner: 3 %)
in mancherlei Hinsicht. Dies gilt vor allem für die
hohen Verluste der SPD, die überwiegend den
GRÜNEN zugute kamen. Die größten Einbußen
hat die SPD in den Dienstleistungszentren, in den
Wohnvierteln der Angestellten und Beamten hin-
nehmen müssen ( — 7,6 %). Zwar haben genau hier
die GRÜNEN auch besonders viele Stimmen da-
zugewinnen können (+ 4,7 %), doch übersteigen
die Verluste der SPD die Zugewinne der GRÜ-
NEN bei weitem. Offensichtlich hat die SPD auch
an die CSU verloren, womit diese Verluste an die
Republikaner ausgleichen konnte.
In den verschiedenen Bereichen des aktuellen po-
litischen Geschehens in Bayern war die CSU ein-
deutig im Vorteil. Franz Josef Strauß war als Mi-
nisterpräsident nicht nur für die Anhänger der
CSU, sondern auch für viele Anhänger der ande-
ren Parteien attraktiv. Bei der Lösung der wich-
tigsten Probleme des Landes sahen viele Wähler
keine Alternative zur CSU. Das galt auch für Um-
weltschutzfragen, bei denen einer SPD-geführten
Bundesregierung bundesweit mehr Kompetenzen
zugebilligt werden als der jetzigen Bundesregie-
rung. Zudem schätzte eine deutliche Mehrheit der
Wähler die wirtschaftliche Situation in Bayern
besser ein als im Bundesgebiet insgesamt.
Dennoch hat die CSU Stimmen verloren, und
zwar überwiegend in ländlichen Wohngebieten
mit hohen Anteilen landwirtschaftlicher katholi-
scher Bevölkerung. Genau hier kam es zu beson-
ders großen Erfolgen der Republikaner.
Der landesweite Erfolg der Republikaner von 3 %
war sicher eine der weiteren Überraschungen die-



ser Wahl und erklärt sich überwiegend aus den
Proteststimmen der bäuerlichen Bevölkerung ge-

gen die CSU. Obwohl beide großen Parteien auf
ihren Flügeln verloren haben — die SPD links
und die CSU rechts —, sind die Verluste der CSU
weniger gravierend. Bei einer politisch wichtige-
ren Wahl als der Landtagswahl, wo die Annahme
einer grundsätzlichen Gefährdung der Mehrheit
der CSU realistisch ist, wird die CSU ihre Wähler
auf dem rechten Flügel auch wieder besser errei-
chen können.

Die Verluste der SPD bei der bayerischen Land-
tagswahl führten zu einer Klimaverschlechterung
für die Sozialdemokraten. Der Anspruch von Jo-
hannes Rau auf eine eigene Mehrheit hatte durch
den Wahlausgang auch für die eigenen Anhänger
an Glaubwürdigkeit verloren. Im Oktober ver-
größerte sich der Vorsprung der CDU/CSU in
der Parteipräferenz vor der SPD, gleichzeitig
nahm die Meinung zu, daß die Unionsparteien
und die FDP die Bundestagswahl gewinnen wer-
den.

Trotz der für die CDU/CSU günstigen Stimmung
kam der Wahlausgang in Hamburg am 9. Novem-
ber 1986 überraschend (SPD: 41,7%, —9,6%;
CDU: 41,9%, +3,3%; DIE GRÜNEN/GAL:
10,4%, + 3,6%; FDP: 4,8 %, + 2,2 %). Verluste der
SPD waren zu erwarten gewesen, doch wohl kaum
jemand hatte damit gerechnet, daß die CDU sogar
noch mehr Stimmen erhalten würde als die Sozial-
demokraten. Die Umfrage vor der Wahl hatte al-
lerdings gezeigt, daß die Hamburger SPD außer
ihrem Ersten Bürgermeister Klaus von Dohnanyi
über nur wenig Attraktivität verfügte.

Die für eine Landtagswahl ungewöhnlich hohen
Verluste der SPD fielen in den vom Stadtzentrum
nicht zu weitab liegenden Arbeiterwohngebieten
noch etwas höher aus (—11%) als insgesamt im
Stadtstaat. In diesen Wohngebieten gewannen
DIE GRÜNEN/GAL ( + 4,4%) und vor allem die
CDU ( + 4,6%) besonders viele Stimmenanteile.
Diese Ergebnisveränderungen sind jedoch noch

kein Beleg dafür, daß DIE GRÜNEN ihre Posi-
tion unter den Arbeitern verbessern konnten. Na-
heliegender ist vielmehr, daß DIE GRÜNEN in
diesen Wohngebieten von ihrer typischen Klientel
profitierten, jungen, formal hochgebildeten Wäh-
lern, die den billigen Wohnraum der Arbeiter-
wohngebiete nutzen. Der starke Rückgang der
Wahlbeteiligung von 84% auf 77,8% erschwert
die Analyse der Austauschbeziehungen; die
Schwerpunkte der Verluste der SPD und der Ge-
winne der CDU sprechen jedoch dafür, daß die
Sozialdemokraten ähnlich wie in Bayern auch in
Hamburg direkt Stimmen an die CDU abgegeben
haben.
Die FDP ist in Hamburg ohne Koalitionsaussage
angetreten und hat zum vierten Mal in Folge den
Einzug in die Bürgerschaft nicht geschafft. Die in
diesem Aufsatz mehrfach angesprochene Abhän-
gigkeit der FDP von der Mitwirkung an einer
Koalition spricht allerdings dafür, daß es der
FDP mit einer Koalitionsaussage gelungen wäre,
die wenigen für ein Überwinden der 5 %-Hürde
noch fehlenden Stimmen zu gewinnen.

Diese wahlsoziologischen Befunde bestätigen
noch einmal das schon länger diagnostizierte Di-
lemma der SPD, die faktisch aus zwei Parteien,
der traditionellen Arbeiterpartei und dem urba-
nen, konfessionell nicht gebundenen neuen Mit-
telstand, mit sehr unterschiedlichen Politikpräfe-
renzen, besteht32 ). Da die SPD mit dem Umwelt-
schutz in einem zentralen Bereich der politischen
Auseinandersetzung Probleme thematisiert, die
mit eindeutigem Vertrauensvorschuß auch von
den GRÜNEN aufgegriffen werden, ohne daß
die SPD aber andere Antworten als die GRÜ-
NEN zu finden vermag, fällt es ihr zunehmend
schwer, beide Flügel ihrer Wählerschaft zu inte-
grieren. Wenn sie dann politisch keine überzeu-
gende Alternative zu den GRÜNEN und wie in
Bayern und Hamburg zur CSU und CDU bildet,
ist die Abwanderung eines Teils ihrer Wähler vor
allem zu den GRÜNEN und vermutlich auch zu
den Unionsparteien quasi vorprogrammiert.

32) Max Kaase/Hans-Dieter Klingemann (Anm. 12).

V. Schlußbemerkung

Die vergleichsweise geringere Wichtigkeit von
Landtagswahlen gegenüber Bundestagswahlen er-
weitert den Verhaltensspielraum der Wähler bei
Landtagswahlen, so daß Landtagswahlergebnisse
nicht einfach auf Bundestagswahlergebnisse um-
gerechnet werden können. Wohl aber sind Rück-

schlösse erlaubt. Das Wahlergebnis vom 15. Juni
in Niedersachsen hatte ähnlich wie die Ergebnisse
der Landtagswahlen von 1985 die in den Mei-
nungsumfragen festgestellte ungünstige Stim-
mungslage für die Bonner Koalitionsparteien be-
stätigt. Die in diesem Beitrag aufgezeigten politi-
schen Probleme und ihre Wahrnehmung durch
bestimmte Gruppen der Bevölkerung lassen er-



kennen, auf welcher strukturellen Grundlage das
Meinungsklima zu jener Zeit beruhte. Aus damali-
ger Sicht war der Wahlausgang vom 25. Januar
1987 deswegen offener, als man dies nach dem
Ergebnis der letzten Bundestagswahl vom 6. März
1983 für möglich gehalten hätte.
Der Ausgang der Landtagswahlen in Bayern und
Hamburg hat über die landespolitischen Belange
hinaus noch einmal die Optionen der Wähler und

1 ihre möglichen Reaktionen verdeutlicht. Die Ge-
winne und Verluste der GRÜNEN und der SPD
einerseits sowie das Scheitern der FDP anderer-
seits bestätigen dabei die Gültigkeit der in diesem
Beitrag formulierten Lagerthese und die damit in
Zusammenhang stehenden koalitionspolitischen

3 Überlegungen. Wenn die SPD keine überzeu-
gende politische Alternative zu anderen Parteien

i des linken Lagers darstellt, steigen die Chancen,

daß sich dort die Gewichte zugunsten der GRÜ-
NEN verschieben.
Im Hinblick auf die Bundestagswahl wird man
den Erwartungen des SPD-Kanzlerkandidaten
Rau von einer eigenen Mehrheit (als absoluter
Mehrheit der Mandate) keine Realisierungs-
chance zubilligen können. Im anderen Lager 
dokumentieren die Landtagswahlergebnisse er-
neut die zur Zeit bestehende Abhängigkeit der
FDP von ihrer Mitwirkung in Koalitionsregierun-
gen. Das Scheitern der Liberalen in Bayern und
Hamburg kann deshalb auch nicht als Belastung
für die Bundestagwahl gedeutet werden, die unter
ganz anderen koalitionspolitischen Vorzeichen
steht. Im Hinblick auf den Wahlausgang im Ja-
nuar spricht aus heutiger Sicht somit viel für ein
Ergebnis, das den politischen Status quo fort-
schreibt.



Rolf Stadie

Grunddaten zum politischen Verhalten
älterer Menschen

Im Rahmen der empirischen Sozialforschung ist
es gang und gäbe, sich mit den Formen und
Beweggründen des politischen Protestes der Ju-
gend auseinanderzusetzen ), sich mit dem ,ange1 -
paßten1 politischen Verhalten und der politischen
Kultur von Heranwachsenden zu beschäftigen2)
oder auf Probleme der politischen Sozialisation
von Jugendlichen einzugehen3). Für die Kon-
trastgruppe zu den Jugendlichen, d. h. die älteren
Menschen, gibt es indessen noch keine vergleich-
bare Untersuchung4). Auch in der Wahlfor-
schung wird das politische Verhalten der älteren
Mitbürger nicht gruppenspezifisch bzw. eigen-
ständig behandelt. Wenn von Unterschieden zwi-
schen Altersgruppen die Rede ist, dann werden
diese beispielsweise unter dem Aspekt von unter-
schiedlichen Werthaltungen5) oder unterschiedli-
chen (historischen) Erfahrungen der verschie-
denen Generationen6) behandelt.

1) Siehe M. Wissmann/R. Hauck (Hrsg.), Jugendpro-
test im demokratischen Staat, Enquete-Kommission des
Deutschen Bundestages, Stuttgart 1983; Infratest Wirt-
schaftsforschung, Politischer Protest in der Bundesre-
publik Deutschland. Beiträge zur sozialempirischen
Untersuchung des Extremismus, Stuttgart 1980.
2) Siehe die Zusammenstellung der Jugendstudien der
letzten fünf Jahre bei H.-J. Veen, Lebensperspektiven,
Arbeitsorientierungen und politische Kultur Jugendli-
cher in der Mitte der 80er Jahre, in: R. v. Voss/K. Frie-
derich (Hrsg.), Die Jungwähler. Was sie denken und
wie sie entscheiden, Stuttgart 1986, S. 35—72.
3) K. J. Does, Die Instabilität politischer Einstellungen
Jugendlicher: Ein Problem politischer Sozialisation
und Sozialisationsforschung. Eine empirische Studie
des Sozialwissenschaftlichen Forschungsinstitutes der
Konrad-Adenauer-Stiftung, hektographiertes Manu-
skript, St. Augustin 1978.
4) Siehe die Auswahlbibliographie zum Bereich »Orga-
nisation*, Partizipation und politisches Verhalten älte-
rer Menschen, in: K. Thewkow, Basisliteratur zur Ge-
rontologie und Altenarbeit — Eine Literaturdokumen-
tation mit Inhaltsangaben und Auswahlbibliographie,
Beiträge zur Gerontologie und Altenarbeit, 39, Berlin
1981, S. 100—109.
5) K. Hildebrandt/R. J. Dalton, Die neue Politik, in:
M. Kaase (Hrsg.), Wahlsoziologie heute. Analysen aus
Anlaß der Bundestagswahl 1976, in: PVS, (1977)2/3,
S. 230—256.
6) Vgl. P. Gluchowski, Wahlerfahrung und Parteiiden-
tifikation zur Einbindung von Wählern in das Parteien-
system der Bundesrepulbik, in: M. Kaase/H.-D. Klin-
gemann (Hrsg.), Wahlen und politisches System. Ana-
lysen aus Anlaß der Bundestagswahl 1980, Schriften
des Zentralinstituts für sozialwissenschaftliche For-
schung der Freien Universität Berlin, Bd. 42, Opladen
1983, S. 442—447.

7) Die einzige Untersuchung, die sich ausführlich mit
dem politischen Verhalten älterer Menschen auseinan-
dersetzt, stammt nicht aus dem Bereich der Wahlfor-
schung, sondern wurde von einem Institut durchge-
führt, das sich überwiegend mit sozialpolitischen Fra-
gestellungen beschäftigt. Diese Studie fragt nach der
politischen Partizipation der älteren Generation sowie
nach Möglichkeiten der Verbesserung, siehe: W. Plum/
E. Schleussner, Das politische Verhalten älterer Men-
schen in der Bundesrepublik Deutschland, Forschungs-
bericht des Instituts für Sozialforschung und Gesell-
schaftspolitik e. V., Köln 1981.
8) Siehe Statistisches Jahrbuch 1986, S. 67.
9) Vgl. M. Miegel, Einheitliche Grundsicherung — Die
gesetzliche Altersversorgung der Zukunft: Einführungs-

Daß das politische Verhalten der älteren Genera-
tion nicht in gleicher Weise Gegenstand wissen-
schaftlichen Interesses gewesen ist wie das der
Jugendlichen mag daran liegen, daß diese
Gruppe nie politischen Protest gezeigt und nur
wenig Aufhebens um ihre Situation gemacht
hat7). Heute stellt sich jedoch die Frage, ob sich
die älteren Menschen als Gruppe weiterhin so
verhalten werden, denn weitgreifende Änderun-
gen stehen an.
Zur Zeit stellen die älteren Menschen einen ge-
wichtigen politischen Block dar. Von der Ge-
samtbevölkerung waren Ende 1985 21,4% 60
Jahre oder älter. Nach Modellrechnungen des
Statistischen Bundesamtes8) wird bis zum Jahr
2000 dieser Anteil auf 25,7% anwachsen. Ursache
für die Veränderungen im Bevölkerungsaufbau
ist die niedrige Geburtenrate und die steigende
Lebenserwartung. Dies wird Veränderungen und
Probleme mit sich bringen.
Zunächst einmal wird der Anteil der älteren
Menschen an der wahlberechtigten Bevölkerung
zunehmen; die Bedeutung dieser Gruppe als
Wählerpotential wird also steigen. Aufgrund der
bisherigen niedrigen Geburtenrate sinkt der An-
teil des jüngeren Bevölkerungsteils. Das heißt,
die Zahl der Beitragszahler in die Rentenversi-
cherung, die im Rahmen des »Generationenver-
trages als Berufstätige jetzt die Alterseinkommen
der heutigen Rentner in dem Wissen sichern, daß
ihre eigene künftige Rente ebenso von der dann
berufstätigen Generation aufgebracht wird,
nimmt ab. Gleichzeitig werden Anzahl und An-
teil der alten Menschen steigen, weil die Lebens-
erwartung weiterhin zunimmt. Dies hat eine Stei-
gerung der Zahl der Rentenbezieher zur Folge9);



die Relation von Einzahlern und Zahlungsemp-
fängern wird sich verschlechtern. Die Rentenver-
sicherung steht vor großen Problemen. Werden
diese nicht hinreichend gelöst, ist der soziale
Friede zwischen den Generationen für die Zu-
kunft in Frage gestellt. Bereits heute gibt es Stim-
men, die das Ende des politischen Friedens in-
nerhalb der älteren Generation vorhersehen: „Es
könnte sein, daß das Altenproblem für unsere
Zukunft viel wichtiger sein wird, als es die Ju-
gendrevolte je war.“ )10

referat auf dem gemeinsamen Symposium des Instituts
für Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik e. V., Bonn,
und der Wochenzeitung DIE ZEIT, Hamburg, am
30. Oktober 1985 im Wissenschaftszentrum Bonn-Bad
Godesberg, vervielf. Manuskript, S. 7.
10) So L. Rosenmayr, zitiert nach dem Kölner Stadtan-
zeiger vom 28. 10. 1985: Revolution der Alten kann die
Welt verändern. Rentenprobleme bedrohen Zusam-
menleben der Generationen.

So entscheidend mögliche Veränderungen gesell-
schaftlicher und politischer Normen und Werte
auch sein können, über das politische Verhalten
und die grundlegenden Einstellungen älterer
Menschen in der Bundesrepublik ist noch wenig
bekannt. Im folgenden sollen daher — basierend
auf empirischen Daten — einige wichtige
Aspekte behandelt werden und eine Bestandsauf-
nahme erfolgen. Die Daten stammen aus zwei 
Studien des Forschungsinstituts der Konrad-
Adenauer-Stiftung, die 1983 und 1986 durchge-
führt wurden. Bei der ersten Studie handelt es
sich um eine repräsentative Erhebung unter ca.
2 000 älteren Menschen im Alter ab 60 Jahre, bei
der zweiten um eine repräsentative Erhebung un-
ter der gesamten wahlberechtigten Bevölkerung,
im Rahmen derer im Frühjahr 1986 mehr als
5 000 Interviews durchgeführt wurden. Durch
diese große Fallzahl ist eine ausreichende Anzahl
in der Altersgruppe über 60 Jahre gewährleistet



Jahre — und die mittlere Generation — 30 bis 59
Jahre— gegenübergestellt. Zum anderen erfolgt
innerhalb der älteren Generation eine weitere Al-
tersunterscheidung. Damit soll eine differenzierte
Darstellung angestrebt werden.

I. Der sozialkulturelle Hintergrund

(ca. 1 300). Die Tabellendarstellung erfolgt mit
zwei Altersvergleichen: Ein Generationsvergleich
und ein Vergleich innerhalb der älteren Genera-
tion. Zum einen wird der älteren Generation
— 60 Jahre und älter— die jüngere — 18 bis 29

Wenn man von der älteren Bevölkerung in der
Bundesrepublik spricht, sind damit mehrheitlich
Frauen gemeint. Während nämlich bis zu einem
Alter von ungefähr 55 Jahren der Bevölkerungs-
aufbau noch einen leichten „Männerüber-
schuß11) aufweist, sind schon in der Altersklasse
von 60 bis 65 Jahren — statistisch gesehen — von
zehn Menschen sechs Frauen und vier Männer.
Je höher die Altersklasse, desto höher ist auch
der Anteil der Frauen. Unter den 65- bis 69jähri-
gen beträgt der Frauenanteil 62%, unter den 70-
bis 74jährigen 64%, unter den 75- bis 79jährigen
66% und unter den 80jährigen und älteren
71 %12).

Neben diesen demographischen, geschlechtsspe-
zifischen Besonderheiten unterscheidet sich die
ältere Generation von der übrigen Bevölkerung
im Hinblick auf den formalen Bildungsabschluß.
Das wird vor allem im Verhältnis zur jüngeren
Generation deutlich. Unter den befragten 18- bis 
29jährigen haben etwa je ein Drittel ihre Schul-
ausbildung mit dem Hauptschulabschluß, mit der
mittleren Reife oder mit dem Abitur abgeschlos-
sen. Dagegen überwiegt in der älteren Genera-
tion eindeutig der Volksschulabschluß (etwa mit
dem heutigen Hauptschulabschluß vergleichbar).
Von den befragten älteren Menschen haben 76%
die Volksschule, aber nur ein Viertel eine weiter-
führende Schule besucht (vgl. Tabelle 1). Zwi-
schen den einzelnen Altersgruppen innerhalb der
älteren Bevölkerungsgruppe variieren die Anteile
nur geringfügig. Erst beim Vergleich zwischen
den Generationen wird somit der riesige soziale
Wandel deutlich, der sich in diesem Jahrhundert
in der schulischen Bildung vollzogen hat.

Bei den Angaben zum Beruf fällt der hohe Anteil
jener unter der jüngeren und unter der älteren
Generation auf, die noch nicht oder nie erwerbs-
tätig gewesen sind. In der jüngsten Altersklasse
(18 bis 29 Jahre) beträgt dieser Anteil 28% und ist

z. T. bedingt durch diejenigen, die ihre schulische
oder universitäre Ausbildung noch nicht abge-
schlossen haben. Unter den Bürgern ab sechzig
Jahren beträgt der Anteil 18% und ist fast aus-
schließlich auf jene Frauen zurückzuführen, die
in ihrem Leben nie erwerbstätig waren. Entspre-
chend dem weit höherem Alter steigt auch der
Anteil derer, die nie erwerbstätig gewesen sind.
Unter den befragten 60- bis 64jährigen Menschen
waren 15% nie erwerbstätig, in der Altersklasse
80 Jahre und älter 27%.
Beim Generationenvergleich zeigt sich darüber
hinaus noch, daß es unter den älteren Menschen
mehr ungelernte Arbeiter gibt, während in der
mittleren Altersgruppe (30 bis 59 Jahre) die An-
teile der Facharbeiter, der Angestellten und der
Beamten höher liegen. Dies hat auch Auswirkun-
gen auf die Schichteinstufung. Aus der vorliegen-
den Untersuchung ergibt sich, daß die ältere Ge-
neration entsprechend ihrem Bildungsabschluß
und dem Berufsstatus eher geneigt ist als andere
Bevölkerungsteile, sich der Arbeiterschicht zuzu-
rechnen; 38% fühlen sich zur Arbeiterschicht ge-
hörig und nur 58% zur Mittelschicht. Demgegen-
über zählen sich in der jüngsten Altersklasse nur
26% zur Arbeiterschicht und 71% zur Mittel-
schicht.
Konfession, Kirchgangshäufigkeit und Kirchen-
verbundenheit auf der einen Seite und Gewerk-
schaftsmitgliedschaft bzw. -Verbundenheit auf
der anderen Seite sind Sozialstrukturmerkmale,
die Indikatoren für politische Einstellungen, Ver-
haltensdispositionen und politisches Verhalten
darstellen ). Obwohl allgemein den »Milieus*
keine mehr so bestimmende Rolle zugebilligt
wird
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14), lassen sich Wirkungen von Gewerk-
schaftsmitgliedschaft und Kirchenverbundenheit



nachweisen15). Hier ist zunächst einmal festzu-
stellen, daß mit zunehmendem Alter die Bedeu-
tung von Kirche und Religion wächst, wohinge-
gen die Gewerkschaftsorientierung abnimmt.
Bei der Religionszugehörigkeit gibt es keine
eindeutigen Unterschiede zwischen den Genera-
tionen. Jedoch zeigt sich bei der Kirchgangshäu-
figkeit ein sehr unterschiedliches Verhalten. Von
den Befragten der jüngeren Generation sucht
mehr als die Hälfte so gut wie nie eine Kirche auf
(vgl. Tabelle 2). Bei den befragten über 60jähri-
gen Bundesbürgern sind dies nur 27%, während
ein Drittel von ihnen sagt, man gehe mindestens
einmal in der Woche zur Kirche. Mit steigendem
Alter nimmt — so die Untersuchungsergebnis-
se — die Kirchgangshäufigkeit innerhalb der äl-
teren Generation weiter zu. Unter den 60 bis 64
Jahre alten Menschen gehen 28% mindestens ein-
mal in der Woche in die Kirche. Unter den 80jäh-

rigen und älteren Mitbürgern liegt dieser Anteil
bei 40%. In der ältesten Bevölkerungsgruppe fin-
det man jedoch auch einen geringfügig höheren
Anteil derer, die nie in die Kirche gehen. Dies
scheint weniger ein Anzeichen für eine geringere
»Kirchlichkeit*16), sondern eher die Folge einer
eingeschränkten — gesundheitsbedingten — Mo-
bilität zu sein. Dafür spricht auch, daß bei der
Kirchenverbundenheit ein stetiger Anstieg mit
zunehmender Altersklasse festzustellen ist. Von
den befragten 18- bis 29jährigen äußerte nur je-
der zehnte eine starke Kirchenverbundenheit.
Unter den 80jährigen und älteren beträgt der ent-
sprechende Anteil dagegen etwa die Hälfte.

Darüber hinaus geht aus dem erhobenen Daten-
material hervor, daß mit steigendem Alter die
Arbeitnehmerorganisationen unter den älteren
Menschen an Bedeutung verlieren. Die Gewerk-
schaftsmitgliedschaft ist — aus verständlichen
Gründen — bei den 30- bis 59jährigen am stärk-
sten verbreitet. In dieser Altersgruppe sind, bezo-
gen auf die Gesamtbevölkerung, 22% Mitglied in



einer Gewerkschaft (vgl. Tabelle 3). In 13% der
Fälle ist ein anderer aus dem Haushalt Gewerk-
schaftsmitglied. 65% der Haushalte sind dagegen
ohne jegliche formale gewerkschaftliche Bin-
dung. Unter der älteren Bevölkerung ist nur noch
jeder zehnte Mitglied in einer Gewerkschaft,
doch bleibt innerhalb der älteren Generation der
Anteil der Gewerkschaftsmitglieder ziemlich
konstant. Er schwankt zwischen 6% und 11%.
Das ändert nichts an der Tatsache, daß die Di-
stanz zur Gewerkschaft in der Gesamtbevölke-
rung mit zunehmendem Alter größer wird. Die 
Hälfte der befragten 18- bis 29jährigen antwor-

tete auf die Frage nach der Stärke ihrer Gewerk-
schaftsverbundenheit mit ,kaum‘. Bei den über
60jährigen beträgt der vergleichbare Anteil insge-
samt 65%. Dabei ist jedoch der Prozentsatz unter
den jüngeren Alten niedriger (62%) als unter den
ältesten (70%).
Zusammenfassend ist festzustellen, daß sich der
soziodemographische Hintergrund der älteren
Bevölkerung durch einen hohen Frauenanteil,
niedrigere formale schulische Qualifikation, hö-
heren Arbeiterschichtanteil, geringere Gewerk-
schaftsorientierung und stärkere Kirchenverbun-
denheit auszeichnet.

II. Der pflichtbewußte Bürger

Legt man Quoten für die Wahlbeteiligung der
einzelnen Altersgruppen zugrunde, dann zählt
die ältere Bevölkerung seit Jahrzehnten zu den
Gruppen mit einer der höchsten Wahlbeteiligun-
gen. Von 1957 an weist beispielsweise die Alters-
gruppe von 60 bis unter 70 Jahre laut amtlicher
Wahlstatistik stets überproportionale Wahlbetei-
ligungsquoten auf. Bei der Bundestagswahl 1983
lag die durchschnittliche Wahlbeteiligung insge-
samt bei 88,4%. Für die Altersgruppe der 60- bis 
unter 70jährigen Wähler wurde dagegen eine
Quote von 92,3% ausgewiesen17). Damit liegt

diese Rate fast elf Prozentpunkte über der der
Jungwähler im Alter zwischen 21 und 25 Jahren.
In der Altersgruppe der 70jährigen und älteren
Personen sinkt die Wahlbeteiligung dann jedoch
deutlich auf 84,9%. Hier muß aber berücksichtigt
werden, daß unter den ältesten Mitbürgern die
Briefwahl am häufigsten genutzt wird18). Be-
trachtet man die Anteile der Wahlberechtigten
mit Wahlschein nach Altersgruppen, so liegt, wie
schon 1980, der höchste Anteil in der Alters-



gruppe der 70jährigen und älteren Personen. Für
diese Gruppe von Wahlberechtigten, in der Män-
ner zu 14,1% (1980: 16,3%) und Frauen sogar zu
18,% (1980: 20,4%) einen Wahlschein erhielten,
wird man in der Hauptsache Gebrechlichkeiten
und Krankheiten
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als Antragsgründe für die Brief-
wahl vermuten können. Damit dürfte insgesamt
die tatsächliche Wahlbeteiligung der ältesten Mit-
bürger ähnlich hoch sein wie in der Altersgruppe
der 60 bis unter 70 Jahre alten Menschen. Die
niedrigsten Anteile -der Wahlberechtigten mit
Wahlschein — d. h. der Briefwähler — liegen
1983 — wie auch 1980 — bei den unter 21jähri-
gen und in den Altersgruppen von 30 bis unter 60
Jahren 19).
Daß Politik für die älteren Menschen keine un-
tergeordnete Rolle spielt, läßt sich auch am poli-
tischen Interesse, d. h. der Bereitschaft, sich mit
politischen Fragen auseinanderzusetzen, ablesen.
Von den Befragten der älteren Generation äu-
ßern 28% ein starkes oder sehr starkes Interesse
an Politik. Dieses politische Interesse ist damit
nur wenig geringer als das der jüngeren und der
mittleren Generation. In der Mittelkategorie des
politischen Interesses („etwas“ interessiert) ist
unter den älteren Menschen der Anteil deutlich
geringer als in den beiden anderen Altersgruppen
(vgl. Tabelle 4). Entsprechend höher ist deshalb
der Anteil der politisch Desinteressierten (34%).
Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, daß es große
geschlechtsspezifische Unterschiede gibt. Von
den befragten älteren Männern sind 41 %20) poli-
tisch interessiert. Dies ist in fast allen Altersgrup-
pen der älteren Männer zu beobachten; erst ab
80 Jahre zeigt sich ein deutlicher Rückgang des
Interesses. Bei den befragten älteren Frauen ist
das politische Interesse weit geringer ausgeprägt.
Lediglich 20% sagen, sie seien politisch interes-

siert. Je älter die Frauen sind, desto distanzierter
ist ihr Verhältnis zum politischen Geschehen. In
den Altersklassen ab dem 75. Lebensjahr sind
weit mehr als die Hälfte der älteren Frauen nicht
an Politik interessiert.
Eine aktive Teilnahme am politischen Prozeß ist
unter älteren Menschen nicht sonderlich stark
ausgeprägt. Darin unterscheiden sie sich jedoch
nicht erheblich von anderen Bevölkerungsgrup-
pen. Von den befragten älteren Menschen geben
5% an, Mitglied in einer Partei zu sein. Ein Amt
in der Partei hat kaum jemand von ihnen inne
(1%). Unter der jüngeren Generation und in der
mittleren Altersgruppe weichen die Zahlen nur
unwesentlich ab (vgl. Tabelle 5). Bürgerinitiati-



ven haben, so ein Ergebnis der Untersuchungen,
für das Engagement der älteren Menschen keine
Bedeutung. Zahlenmäßig höher liegen dagegen
die Mitgliedschaften in Berufsvereinigungen und
in Vereinen. Von den Befragten der älteren Ge-
neration sind insgesamt 27% Mitglied in einem
Verein, d. h. die gesellschaftliche Teilhabe alter
Menschen findet in erster Linie im kirchlichen
Rahmen, in geselligen Vereinen und in Sportver-
einen statt21 ).
Obwohl die aktive politische Teilhabe nur gering
ausgeprägt ist, gibt es zur Beteiligung am politi-
schen Leben unter den älteren Mitbürgern eine
„latente“ Bereitschaft22 ). Angesprochen auf mög-
liche Interessenorganisationen für ältere Men-
schen innerhalb der bestehenden Parteien, wie
beispielsweise auf die „Senioren-Union", die ge-
genwärtig innerhalb der CDU eingerichtet wird,
äußerten sich insgesamt mehr als zwei Drittel
(68%) der 60jährigen und älteren Befragten posi-
tiv (vgl. Tabelle 6). Auf die Frage nach einer
eventuellen Mitgliedschaft reagierte immer noch
fast ein Drittel (30%) der gesamten älteren Be-
fragten positiv. Zur aktiven Mitarbeit in einer
Interessengruppe für alte Menschen in den Par-
teien ist immerhin noch jeder sechste bereit. Dies
deutet auf eine starke prinzipielle Bereitschaft
unter den älteren Menschen hin, sich in der Poli-
tik zu engagieren.
Offensichtlich sind hierbei jedoch nicht neuere
Formen politischer Partizipation — wie beispiels-

weise Bürgerinitiativen — oder eine Interessen-
vertretung in speziellen „Alten“-Organisationen
— wie die Grauen Panther oder die Aktionsge-
meinschaft deutscher Rentner- und Seniorenver-
bände — gefragt. Vielmehr sucht man einen An-
schluß innerhalb von größeren, nicht allein auf
Seniorenprobleme beschränkten Organisationen.
Diese Aktivitätsbereitschaft sollte von den Par-
teien nicht unterschätzt werden, da Ruheständler
über ein größeres frei verfügbares Zeitbudget ver-
fügen als Personen aus anderen Bevölkerungs-
gruppen.

III. Systemakzeptanz

Wertet man die Reaktionen auf die Frage nach
der Demokratiezufriedenheit als allgemeine Sy-
stemakzeptanz, dann ist die ältere Generation
derjenige Teil der Bevölkerung, in dem das der-
zeit bestehende und praktizierte politische Sy-
stem den größten Rückhalt findet. Unter den Be-
fragten der älteren Generation äußern 31% eine
uneingeschränkte Zufriedenheit. In der Kontrast-

gruppe der Jüngeren ist zwar auch noch ein gro-
ßes Zufriedenheitspotential vorhanden, es, ist je-
doch mit 23% deutlich geringer. Zufriedenheit
mit Einschränkung kann man als den Normalfall
bezeichnen, denn sie macht in allen Altersgrup-
pen den weitaus größten Teil der Nennungen
aus. Äußerungen der Unzufriedenheit treten bei
der älteren Bevölkerung in geringerem Maße auf
als in den beiden anderen Generationsgruppen.
Innerhalb der Altersgruppen unterscheiden sich
die älteren Menschen kaum in ihrem Antwortver-
halten zur Demokratiezufriedenheit.

Zufriedenheit heißt nicht einfach, eine Sache zu
akzeptieren wie sie ist. Zufriedenheit ist vielmehr
das Produkt zweier Größen, nämlich der Wahr-
nehmung von Realität und der persönlichen Er-
wartung. Gerade im Hinblick auf die Erwartung
an das demokratische Geschehen unterscheidet



sich die befragte ältere Bevölkerung sowohl von
den anderen Altersgruppen als auch untereinan-
der.
Von den möglichen Formen des Partizipations-
verhaltens beschränkt sich die Aktivität unter der
älteren Generation zunächst einmal auf die
Wahlteilnahme, denn verbreitet ist unter den äl-
teren Menschen die Meinung, daß es ausreiche,
wenn man nur zur Wahl gehe. Das Statement „Es
genügt, wenn man regelmäßig zur Wahl geht;
mehr braucht man eigentlich in einer Demokratie
nicht zu tun“ wird von 26% der Befragten in der
Altersklasse von 18 bis 29 Jahren geteilt. Unter

denjenigen, die 60 Jahre und älter sind, vertreten
dagegen 47% diese Auffassung. Mit zunehmen-
dem Alter nimmt diese Einstellung zu; unter den
80 Jahre und älteren Befragten beträgt der Anteil
61%.
Auch ist unter den Älteren die Meinung häufiger
verbreitet, daß der einzelne in der Politik sowieso
nichts ausrichten kann. Der Aussage „Leute wie
ich haben keinen Einfluß darauf, was die Regie-
rung tut“ wird von 73% der Befragten der älteren
Generation zugestimmt. Und auch hier gilt, je
älter die Menschen, desto größer die Zustim-
mungsrate. Unter den Jüngeren liegt der Anteil



derjenigen, die diese Meinung teilen, bei 60%.
Aber obwohl man die persönlichen Einflußnah-
men so gering erachtet und sich bei der politi-
schen Teilhabe auf den Urnengang beschränkt,
ist man dennoch mehrheitlich der Meinung, daß
sich ein Einsatz für den Staat lohnt und daß man
bei entsprechendem Engagement auf der politi-
schen Bühne mehr erreichen könnte. Einsatz für
den Staat wird von 81 % der Befragten der älteren
Bevölkerung als lohnend eingeschätzt, während
dies von den Befragten der jüngeren Generation
nur von 73% so gesehen wird. Daß eine stärkere
politische Beteiligung die Politiker dazu veranlas-
sen würde, stärker auf die Meinung der Bevölke-
rung zu achten, entspricht ebenfalls der Einstel-
lung einer überwiegenden Mehrheit (70%) der
befragten älteren Mitbürger. Vermutlich liegt
hierin das Motiv für die beschriebene Partizipa-
tionsbereitschaft älterer Menschen.
Im Alter scheint der Wunsch nach einer klaren
und übersichtlichen politischen Welt zu bestehen.

Darüber hinaus ist die Konfliktbereitschaft ge-
ring ausgeprägt. Auseinandersetzungen innerhalb
von Parteien finden hier weit geringere Zustim-
mung als bei Befragten aus anderen Altersgrup-
pen. Dabei scheint der ausgeprägte Wunsch nach
einer starken Hand (68%) in der Politik weniger
ein Verlangen nach einer grundlegenden politi-
schen Richtungsänderung auszudrücken als viel-
mehr von der Vorstellung nach einer schnelleren
und effektiveren Problemlösung getragen zu sein.
Denn insgesamt ist das Staatsvertrauen gerade
unter den befragten älteren Mitbürgern groß. Das
Statement „Alles in allem kann man darauf ver-
trauen, daß der Staat das Richtige für die Bürger
tut“, wird von 70% der Befragten der älteren Ge-
neration geteilt, aber nur von 47% innerhalb der
jüngsten Altersklasse. Auch haben ältere Men-
schen offensichtlich weniger Zukunftsangst als
andere, denn: 70% der befragten Älteren sind der
Meinung, daß man mit den zukünftigen Pro-
blemen schon fertig wird.

IV. Wahlverhalten und Parteipräferenzen

Die ältere Bevölkerung der Bundesrepublik hat
seit Jahrzehnten mehrheitlich konservative Par-
teineigungen. Über einen Zeitraum von mehr als
30 Jahren hinweg haben sich bei Bundestagswah-
len die Rangfolge der Parteien nicht und die
Stimmenanteile nur geringfügig geändert (vgl.
Tabelle 8). Seit der Bundestagswahl 1957
schwankt der Stimmenanteil für die Unionspar-

teien in der Bevölkerung ab 60 Jahren um die
50%-Marke. Das schlechteste Ergebnis wurde
1961 mit 49,1 %, das beste in den Jahren 1957 und
1983 mit jeweils 52,6% erzielt.

Das Potential bzw. die Anhängerschaft unter den
älteren Menschen für die SPD liegt bei ca. 40%.
Zwar beliefen sich die Stimmenanteile für die
SPD in den fünfziger Jahren nur auf ca. 28%,
doch stieg mit dem Rückgang der Anteile ver-
schiedener „anderer“ Parteien der Anteil für die
SPD kontinuierlich an. Im Jahre 1953 konnten
die „anderen“ Parteien noch 15,3% der Stimmen
unter der älteren Bevölkerung erzielen. Knapp
zwanzig Jahre später — im Jahre 1972 — votierte
nur noch 1 % nicht für eine der drei damals im
Bundestag vertretenen Parteien. In demselben
Jahr lag der Stimmenanteil für die SPD zum
ersten Mal über der 40%-Marke.

Der Anteil für die FDP liegt in der älteren Bevöl-
kerung bis auf wenige Ausnahmen zwischen 6%
und 7%. Bei der Bundestagswahl 1983 gaben
5,9% von ihnen der FDP ihre Zweitstimme.

Die GRÜNEN finden bisher bei der älteren Be-
völkerung politisch keine Resonanz. Zwar ist
zwischen 1980 und 1983 ein geringer Anstieg der
Wählerpräferenz für die GRÜNEN zu beobach-
ten, aber mit 1,2% der Stimmen haben sie unter
der Bevölkerung ab 60 Jahren nur einen minima-
len Stimmenanteil.



Betrachtet man nun den Einfluß der soziodemo-
graphischen Variablen auf die Parteipräferenz,
dann zeigt sich innerhalb der älteren Generation
kein weiterer Zusammenhang zwischen Alter und
Parteipräferenz. In allen Altersklassen der über
60jährigen Bevölkerung liegen die Präferenzan-
teile nahezu gleich hoch. Auch gibt es keine un-
terschiedlichen Reaktionen zwischen älteren
Männern und älteren Frauen (vgl. Tabelle 9). Bei
der Schulbildung zeigt sich, je höher der formale
Bildungsabschluß, desto höher ist der Unionsan-
teil. Auch der FDP-Anteil ist bei der älteren Ge-
neration mit mittlerer Reife und Abitur deutlich
größer als bei einem Volksschulabschluß. Aber
noch deutlicher wirkt sich der ehemalige Beruf
aus. Ältere Personen, die nie erwerbstätig waren
(57%) — also die Hausfrauen —, sowie die
ehemaligen Angestellten (55%), Beamten (61%)
und Selbständigen (71%) votieren mehrheitlich
für die CDU/CSU, während unter den ehemali-
gen Arbeitern die SPD einen Anteil von 52%
erreicht. Im katholischen Milieu (67%) oder bei
stärkerer Kirchenverbundenheit (69%) wird ein-
deutig der Union der Vorzug gegeben, während
Gewerkschaftsverbundenheit („stark“ 79%; „et-
was“ 49%) zu einer mehrheitlichen SPD-Präfe-
renz führt. Die FDP erzielt günstigere Werte in
einem evangelischen Milieu (11%) oder bei gro-
ßer Distanz zur Kirche (11 %). Für die GRÜNEN
sind ebenfalls bei großer Kirchendistanz — hier
beträgt ihr Anteil 6% —, starker Gewerkschafts-
bindung (5%) und bei höherem formalen Bil-
dungsabschluß (4%) unter der älteren Generation
vergleichsweise höhere Anteile festzustellen.

V. Werthaltungen älterer Menschen

Seit Anfang der siebziger Jahre kommt der Frage
nach den Wertorientierungen in der empirischen
Wahlforschung eine besondere Bedeutung zu23).
Unter Bezugnahme auf das Werthierarchie-Mo-
dell von Abraham H. Maslow24) argumentierte

man, daß nach der Befriedigung der elementaren
Bedürfnisse allmählich sogenannte „materialisti-
sche“ Werte durch „postmaterialistische“ ersetzt
werden. Beispiele für „materialistische“ Werte
sind Fleiß, Disziplin, Pflichterfüllung, Leistungs-
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bereitschaft, Anpassungsbereitschaft, Beschei-
denheit, Pünktlichkeit, Streben nach Karriere
und Geld sowie Recht und Ordnung. Unter post-
materialistischen Werten versteht man gemeinhin
Vorstellungen über Offenheit für neue Ideen,
Streben nach individueller Selbstverwirklichung,
nach Unabhängigkeit, Freizeitorientierung und
nach Toleranz. Der Erfolg der GRÜNEN wird
nicht zuletzt auf die stärkere Verbreitung von die-
sen nicht-materiellen Werten in allen Gruppen,
insbesondere bei den jugendlichen Wählern, zu-
rückgeführt25 ).

Wie sehen nun die Wertorientierungen der älte-
ren Menschen aus? Um dies zu erfahren, wurden
verschiedene Fragen aus einer Wertebatterie zu
zwei entgegengesetzten Polen zusammengefaßt.
Auf der einen Seite stehen Pflicht- und Akzep-
tanzwerte bzw. die „materiellen“ Werte. Auf dem 
Gegenpol stehen „Freiheits- und Entfaltungswer-
te“ oder „postmaterialistische“ Orientierungen,
wie sie oben beschrieben wurden26 ).
Die Gesamtübersicht (vgl. Tabelle 10) zeigt, daß
sich die überwiegende Mehrheit der Befragten
nicht eindeutig in die vorgegebenen Pole einord-
nen läßt. Insgesamt 83 % besitzen keine eindeuti-
gen „materiellen“ oder „postmateriellen“ Wert-
orientierungen, d. h., ihr Verhalten ist sowohl an
Pflicht- und Akzeptanzwerten als auch an Selbst-
entfaltungswerten orientiert. Insgesamt haben
nur 7 % eine „reine“ Pflicht- und Akzeptanz-
orientierung, und der Anteil derer, die eine „rei-
ne“ Selbstentfaltungsorientierung haben, beträgt
10 %. Bei den Mischorientierungen betonen 46 %

stärker die „Pflicht- und Akzeptanzwerte“ und
38 % stärker die „Entfaltungswerte“.
Bei der Altersdifferenzierung der Befragten fal-
len die unterschiedlichen Werthaltungen der Ge-
nerationen ins Auge. Bei den unter 30jährigen
sind fast zwei Drittel „eher“ entfaltungsorientiert
(46 %) bzw. zeigen eine „reine“ Entfaltungsorien-
tierung (18 %), während bei den über 60jährigen
mit 70 % die eher konservativen Werte dominie-
ren. Von ihnen haben 12% eine „reine“ Pflicht-
und Akzeptanzorientierung und 59 % sind „eher“
pflicht- und akzeptanzorientiert.
Innerhalb der Befragten der älteren Bevölkerung
zeigen sich keine eindeutigen Differenzierungen.
Unter den älteren Männern ist die reine Pflicht-
und Akzeptanzorientierung stärker ausgeprägt
als unter den älteren Frauen. Auch gibt es unter
den ältesten der alten Menschen häufiger eine
„reine“ Pflicht- und Akzeptanzorientierung
(16 %) als unter den 60- bis 64jährigen. Deutliche
Unterschiede zeigen sich allerdings zwischen den
Parteilagern. Unter älteren Menschen mit einer
CDU/CSU-Präferenz und noch deutlicher bei
denen mit einer FDP-Präferenz dominieren die
Pflicht- und Akzeptanzorientierungen besonders
stark. Unter den SPD-Anhängern stehen die
Mischorientierungen stärker im Vordergrund,
wobei auch hier die „eher“ konservativen Werte
überwiegen. In der GRÜNEN-Anhängerschaft
dagegen sind 30 % „eher“ entfaltungsorientiert
und 41 % haben eine „reine“ Entfaltungsorientie-
rung (vgl. Tabelle 11). Daran zeigt sich, daß die 
wenigen alten Menschen, die eine Präferenz für
die GRÜNEN entwickelt haben, diese kaum aus
irgendeiner kurzfristigen Protesthaltung heraus
äußern. Vielmehr basiert ihre Haltung offensicht-
lich auf einer entsprechenden Grundeinstel-
lung27).



VI. Politische Sachthemen

Welche politischen Sachthemen sind aus der
Sicht der älteren Bevölkerung vorrangig, welche
Erwartungen stellt diese Gruppe an die Politiker?
Nimmt man die Reaktionen auf die Frage nach
der Wichtigkeit von politischen Aufgaben, dann
zeigt sich, daß die älteren Menschen entspre-
chend ihrer grundsätzlichen Werthaltung deut-
lich sicherheitsorientierter sind als jüngere Bür-
ger. Die Sicherung des Friedens, der Renten und
der Arbeitsplätze, Sicherheit vor Verbrechen und
die Preisstabilität stehen in der Rangfolge der
Nennungshäufigkeiten obenan. Hier zeigt sich
ein sehr entwickeltes Sicherheitsbedürfnis. Bei
der jüngeren Generation spielen dagegen Renten,
Preisstabilität und Schutz vor Verbrechen eine
deutlich geringere Rolle. Dafür hat der Schutz
der Umwelt eine weit größere Bedeutung (vgl.
Tabelle 12).
Friedenssicherung und Arbeitsplatzsicherung ha-
ben über die Altersgruppen hinweg eine gleich
hohe Nennungshäufigkeit. Von der Bevölkerung,
die 60 Jahre und älter ist, nennen 87 % die Frie-
denssicherung als wichtigste politische Aufgabe.
In der Generation der unter 30jährigen beträgt
der Prozentsatz 88 %. In der jüngsten Alters-
gruppe nennen 81 % und in der höchsten 82%
die Sicherung der Arbeitsplätze als wichtigste po-
litische Aufgabe.
Darüber hinaus zeigen sich jedoch bei anderen
Fragen sehr große Einstellungsunterschiede zwi-

schen den Generationen. Während von den Jün-
geren nur 58 % die Rentensicherung als eine sehr
wichtige Aufgabe ansehen, betrachten 84% der
Älteren dies als sehr wichtig. Ein solches Ergeb-
nis kann nicht verwundern, da eine gesicherte
Rentenfinanzierung zugleich die Einkommensba-
sis für die Rentner darstellt, auf der erst eine
Lebensplanung vorgenommen werden kann. Ent-
sprechend heben die älteren Menschen im Ge-
gensatz zu den anderen Altersklassen auch sta-
bile wirtschaftliche Verhältnisse als sehr wichtig
hervor. Sie bewirken nach ihrem Verständnis Be-
rechenbarkeit.
Die ältere Bevölkerung sieht nach den Ergebnis-
sen der zugrundeliegenden Befragung jedoch
auch, daß ihr finanzielles Wohlergehen ebenso
von anderen Faktoren abhängt. Nach dem erfah-
rungsbedingten Motto „Eine niedrige Inflations-
rate ist die beste Sozialpolitik“ betonen deutlich
mehr ältere Menschen, es sei sehr wichtig, die
Preise stabil zu halten. Unter den befragten älte-
ren Mitbürgern beträgt die Nennungshäufigkeit
hier 68 %, unter den jüngeren nur 40 %. Darüber
hinaus ist für die älteren Bürger der Schutz von
Leib und Eigentum von besonderer Bedeutung.
Die politische Aufgabe, den Bürger wirksamer
vor Verbrechen zu schützen, halten 69 % der be-
fragten 60 Jahre alten und älteren Menschen für
sehr wichtig. Bei den unter 30jährigen sind es nur
47 %.



VII. Aufgeschlossenheit gegenüber Neuem

Ausgangspunkt war die Frage, inwieweit sich un-
ter der älteren Generation ein Protestpotential
gebildet hat bzw. bilden könnte. Anhand der er-
hobenen Daten konnte festgestellt werden, daß
man von relativ stabilen Parteibindungen ausge-
hen muß, die sich über Jahre und Jahrzehnte hin-
weg gebildet und gefestigt haben. In bezug auf
das Wahlverhalten bedeutet dies, daß bei der äl-
teren Generation immer noch ein „Drei-Parteien-
System“ dominiert, während die jüngere Genera-
tion inzwischen von einem „Vier-Parteien-Sy-
stem“ ausgeht.
Wie schätzt man nun unter der älteren Bevölke-
rung die Entwicklung einer vierten Partei ein?
Während nach dieser Untersuchung in der jünge-
ren Generation 80 % die Tatsache begrüßen, daß
die GRÜNEN im Bundestag vertreten sind, und
in der mittleren Generation immer noch eine
Mehrheit (60 %) diese Meinung teilt, spricht sich
unter den Befragten der älteren Generation der
überwiegende Teil gegen die GRÜNEN aus (vgl.
Tabelle 13). Lediglich 42 % haben dazu eine posi-
tive Einstellung. Diese Meinung variiert indessen
stark mit der jeweiligen politischen Grundeinstel-
lung. Am positivsten beurteilen diese Entwick-
lung — wenn man einmal die GRÜNEN-Anhän-
ger außer acht läßt — innerhalb der älteren Ge-
neration die Anhänger der SPD (59 %). Auch un-
ter den älteren FDP-Anhängern ist die Zustim-
mung mit 48 % relativ hoch. Dagegen finden nur
25 % der älteren CDU/CSU-Anhänger es positiv,

daß die GRÜNEN im Bundestag vertreten sind.
Offensichtlich ist das Erscheinungsbild der
GRÜNEN und ihre Politik nicht mit den Grund-
einstellungen der älteren CDU/CSU-Anhänger
vereinbar, unter denen Pflicht- und Akzeptanz-
orientierungen besonders häufig anzutreffen
sind. Entsprechend werden die GRÜNEN
grundsätzlich abgelehnt. Unter SPD- und FDP-
Anhängern zeigte sich häufiger eine Entfaltungs-
orientierung. Entsprechend weniger eindeutig ist
dann auch die Ablehnung.



Zusammenfassend kann man aus dem erhobenen
Datenmaterial folgern, daß die älteren Menschen
zu den — politisch gesehen — pflichtbewußten
Bürgern gehören, mit starker Milieuverankerung
in der Wertgemeinschaft „Kirche“, und in der
Ausrichtung auf Pflicht- und Akzeptanzwerte
eine konservative Grundeinstellung zeigen. Sie
haben außerdem ein großes Vertrauen in den
Staat und zeigen Bereitschaft zu mehr Engage-
ment. Obwohl bisher bei jedem Bundestagswahl-
kampf Rentner- oder Rentenprobleme eine Rolle
gespielt haben und dies zu heftigem Streit zwi-
schen den Parteien geführt hat, blieb das im Hin-
blick auf das Wahlverhalten der Älteren ohne
ernsthafte Konsequenzen; ihre Parteibindungen
sind weitgehend stabil. Ob das allerdings so
bleibt, wenn diejenigen nachrücken, die nicht so
stark in den traditionellen Milieus aufgewachsen
sind und nur lockere Parteibindungen haben —
darauf läßt sich jetzt noch keine schlüssige Ant-
wort geben.

Die hier vorgestellten Daten lassen die Vermu-
tung zu, daß die Lebenszyklusthese, die besagt,
daß sich Einschätzungen und Werthaltungen mit
Veränderungen der Lebenslage ändern28 ), auf
absehbare Zeit ihre Geltung behalten wird. Im
Alter, so der Eindruck, hat man einen Stand
erreicht, den man nicht mehr aufs Spiel setzen
möchte. Entsprechend korrespondieren die be-
wahrenden Grundeinstellungen mit den politi-
schen Einstellungen. Geht man jedoch von der
These aus, daß einmal erworbene Grundeinstel-
lungen weitgehend erhalten bleiben, dann müß-
ten sich in den nächsten Jahren deutliche Verän-
derungen unter der älteren Bevölkerung zeigen,
wenn die heute jüngere Generation älter wird.
Vermutlich werden sich aber auf dem Hinter-
grund des sozialen Wandels Veränderungen nur
langsam ergeben.



Dieter Jaufmann/Ernst Kistler

Technikfreundlich? - Technikfeindlich?
Empirische Ergebnisse im nationalen und internationalen Vergleich

I. Gängige Argumente zur Notwendigkeit einer „Technikfreundlichkeit“

Die Einstellung der Bürger zum technischen Fort-
schritt und zur Technik ist unzweifelhaft eine für
die Entwicklung von Wirtschaft und Gesellschaft
entscheidende Frage. Dies gilt sowohl für die Ent-
wicklungs- und Schwellenländer als auch für
hochindustrialisierte Nationen. Gleichgültig, ob 
bei vielfach vom Staat wesentlich mitgetragenen
sogenannten Großtechnologien oder bei der Tech-
nik im Alltag: Technik oder technischer Fortschritt
aus der Sicht der sie unmittelbar Erlebenden, An-
wendenden und/oder der von ihr Betroffenen ist
neben innovativem und inventionsgeneigtem Den-
ken und Handeln von Unternehmen und Staat ein
zentraler Faktor. Deshalb war die Diskussion um
eine behauptete, angenommene bzw. belegte zu-
nehmende „Technikfeindlichkeit“ der Bevölke-
rung der Bundesrepublik Deutschland gegen Ende
der siebziger Jahre auch so heftig.
Mittlerweile hat sich die Diskussion etwas gewan-
delt. Es wird häufig nicht mehr negativ — im
Sinne einer angeblichen „Verweigerung“ der Be-
völkerung gegenüber Technik und technischem
Fortschritt — argumentiert, sondern eher mah-
nend, positiv aufmerksammachend und verstär-
kend im Sinne von: Wenn nicht, dann seht doch
die Konsequenzen! Belege hierfür finden sich zu-
hauf. Hier nur einige Beispiele, die sich auf die
Bundesrepublik beziehen:
— „Das ,Nein-Danke-Verhalten* gegenüber mo-
dernen Technologien verhindert weltweit jedoch
keineswegs deren Einsatz. Es wirkt sich dagegen

Derfolgende Beitrag entstand im Zusammenhang
mit einer Untersuchung für den Bundesminister
für Forschung und Technologie zum Thema „Ein-
stellungen derjüngeren Generationen zum techni-
schen Fortschritt — Wandel und Stabilität im
Zeitablauf und im internationalen Vergleich“.
Einige Passagen sind dem Zwischenbericht zur
Phase A entnommen. Fürkritische und fruchtbare
Diskussionen und Anregungen bedanken wir uns
bei Herrn Prof. Dr. Martin Pfaffund Herrn Franz
Kilzer. Bezüglich einiger angeführter Daten be-
danken wir uns ferner beim Zentralarchiv für em-
pirische Sozialforschung, Köln, und den verschie-
denen Umfrageinstituten.

nachteilig auf die Wettbewerbschancen der deut-
schen Wirtschaft und damit auf das Wirtschafts-
wachstum allgemein aus. In alle Bereiche, in die
wirtschaftlichen und die privaten, werden in na-
her Zukunft die modernen Technologien eindrin-
gen.“ )
— „Die Besetzung dieses Themas (Ziele und
Maßstäbe wissenschaftlich-technischer Entwick-
lung; Anm. d. Verf.) und die Formulierung der
Antwort Ideologen zu überlassen, die heute
Flucht oder gar Ausstieg fordern, wäre für die
Politik, aber nicht nur für den Politiker, sondern
für jeden bewußt lebenden Staatsbürger verant-
wortungslos. Und es wäre ganz gewiß für die Wis-
senschaft katastrophal. Dadurch geriete zuerst die
Leistungsfähigkeit unserer Gesellschaft in Gefahr,
dann der soziale Frieden und endlich auch die
außenpolitische Handlungsfähigkeit, und damit
auch die Chance, einen Beitrag zum Frieden zu
leisten.“2)

1) A. Probst, Zukunftsperspektiven und Chancen durch
moderne Technologien, in: Bulletin des Presse- und In-
formationsamtes der Bundesregierung, (1984) 48, S. 420.
2) H. Kohl, Ethische Grundsätze und Maßstäbe für For-
schung und Technik, in: Bulletin des Presse- und Infor-
mationsamtes der Bundesregierung, (1984) 82, S. 730.
3) W. Breitschwerdt, Das Automobil als Symbol für
Fortschritt durch Technik? Ausführungen des Vorsit-
zenden des Vorstandes der Daimler-Benz AG auf dem
Daimler-Benz-Seminar in Berlin am 21. 11. 1985, hekt.
Ms., S. 12.

— „Jeder Versuch, die Entwicklung der Technik
bei uns zu verlangsamen oder einseitig nach Zie-
len auszurichten, die die internationale Entwick-
lung negieren, würde zu sinkendem Wohlstand
und zu einer verminderten sozialen Absicherung
der Bevölkerung führen. Die Bundesrepublik hat
nur dann Zukunftschancen, wenn sie die in neuen
Technologien liegenden Möglichkeiten erkennt,
deren Herausforderung offensiv aufgreift und
sich im internationalen Wettbewerb mit Spitzen-
leistungen behaupten kann.“3)
— „Auf technischen Fortschritt zu verzichten
oder ihn zu verleugnen, heißt aber, die Wettbe-
werbsfähigkeit der Unternehmen zu verspielen.
Sie wäre nur über niedrigere Löhne zurückzuge-
winnen — oder es entstünde Arbeitslosigkeit.



Denn es wäre falsch, anzunehmen, die Möglich-
keit technischer Fortschritte schalte gleichzeitig
ihre Risiken aus.“4)

4) M. Bangemann, Die Bedeutung neuer Technologien
für Wirtschaft und Gesellschaft, in: Bulletin des Presse-
und Informationsamtes der Bundesregierung, (1986) 28,
S.211.
5) S. J. Hueftle/S. J. Rakow/W. W. Welch, Images of
Science, Minneapolis 1983, S. 3. Die Übersetzung des
Zitats erfolgte durch die Verfasser. Dies gilt auch für die
im weiteren angeführten fremdsprachigen Belege, Zitate
etc.
6) J. D. Miller, The Public’s Understanding ofTechnical
Issues: A Model and Some Communication Strategies,
hekt. Ms., o. O. 1986 (10. Juni), S. 40.
7) K. E. Boulding, Science: Our Common Heritage, in:
Science, 207 (1980) 4433, S. 833.
8) The Royal Society, The Public Understanding of
Science, London 1985, S. 6. Ähnlich bereits früher:
P. Barker, Whistling in the dark: Social attitudes as we
enter the 80s, in: New Society, 50 (1979) 895, S. 485.

Daß die Einstellung der Bevölkerung zur Tech-
nik, Wissenschaft und zum technischen Fort-
schritt nicht nur ein bundesrepublikanisches
Thema ist, zeigt die internationale Perspektive:

— So wird beispielsweise in den USA beklagt
und gewarnt: „Die Abnahme im Interesse an und
der Beschäftigung mit Wissenschaft bei den Stu-
denten in den USA sollte die Politiker und auch
die Pädagogen stark beunruhigen.“5) Geeignete
Strategien für die Schaffung eines positiveren
Meinungsklimas werden als notwendig erachtet:
„Die Entwicklung einer effektiven Kommunika-
tionsstrategie, die bei den Eliten ansetzt und sich
hin auf die interessierte Öffentlichkeit bewegt,
eröffnet die beste Möglichkeit, Wissenschaft und
Technik weiterzuentwickeln und die Bedürfnisse
der amerikanischen Bevölkerung zu befriedi-
gen.“ ) Und6 bezogen auf die — möglicherweise —
unterschiedlichen „Technikbilder“ merkt Ken-
neth Boulding an: „Die Wissenschaftler sollten
sich bezüglich der verschiedenen Images von Wis-
senschaft, die außerhalb ihrer Gruppe, aber auch

innerhalb, verbreitet sind, in hohem Maße inter-
essieren. Dies vor allem, da die Möglichkeit nach-
teiliger Veränderungen in diesen Einstellungen
sehr groß ist und es unklug wäre, diese zu ignorie-
ren ... Es ist vollständig konsistent mit der Ethik
der ,scientific community", Illusionen darüber zu
zerstreuen.“ )7

— In Großbritannien sind die entsprechenden
Aussagen etwas abgeklärter formuliert: „Wissen-
schaft und Technik spielen in den meisten Berei-
chen unseres täglichen Lebens, sowohl zu Hause
als auch in der Arbeit, eine dominante Rolle. Un-
sere Industrie und damit die Wohlfahrt unseres
Landes hängen davon ab. Nahezu alle Politikent-
scheidungen haben wissenschaftliche oder tech-
nologische Implikationen. Deshalb benötigt jeder
einige Grundkenntnisse von Wissenschaft, ihren
Anwendungsbereichen und ihren Begrenzun-
gen.“ )8

— Auch das bei uns häufig als industrielles Mu-
sterland gepriesene Japan bleibt von dieser Dis-
kussion nicht verschont. Seit einigen Jahren ent-
wickelt sich das Bewußsein für negative Folgen
verschiedener Technologien9) stärker und ein er-
staunlicher Zukunftspessimismus hat sich heraus-
gebildet ).10

II. Die Problemfragen im Detail

1. Technikakzeptanz — ein vielschichtiger Begriff

Technik und technischer Fortschritt sind unstrit-
tig komplexe Phänomene. Die Einstellungen
hierzu differieren mit großer Wahrscheinlichkeit
je nach einzelnen Technikbereichen oder in bezug
auf ganz konkrete technische Geräte. Man kann
infolgedessen „... kein einfaches Bild von Tech-
nikfeindlichkeit oder Technikfreundlichkeit
zeichnen. Denn beides existiert ja vermischt“11).
Und: „Es gehört gerade zu der charakteristischen

Beschaffenheit dieses Feldes bei Einstellungen zur
Technik, daß sie widerspruchsvoll sind“ ).12

Offenkundig ist, daß sich bei den Befragten einer
demoskopischen Untersuchung Einstellungen
und Wissen zu — aber auch Erfahrungen mit — 
einzelnen Facetten und Bereichen des Phänomens
Technik/technische Entwicklungen überlappen
und wechselseitige Beeinflussungen stattfinden.
Diese können sowohl positiver wie auch negativer
Art sein, auch Widersprüchlichkeiten sind nicht
auszuschließen. Zu beachten sind weiterhin die
verschiedensten Aspekte der Einstellungen zu
Technik und technischem Fortschritt: Neben der
Dimension des Interesses sind ferner Erfahrun-
gen, Akzeptanz und Faszination feststellbar.

9) Vgl. z. B.: M. Fujino, Response of labour unions to
technological progress, in: Japan Labour Bulletin,
21 (1982)7, S. 5 ff.
10) Vgl. z. B: Gallup International, The world facing the
2 Ist Century and the industrial revolution — survey con-
ducted in 10 countries, Princeton (N. J.) 1984, S. 4.
11) E. Noelle-Neumann, Vorwort, in: Ministerium für
Wissenschaft und Kunst, Baden-Württemberg (Hrsg.),
Institut für Demoskopie Allensbach (Durchführung),
Kritik an der Technik und die Zukunft einer Industrie-
nation, Villingen-Schwenningen 1982, S. XXL
12) Ebenda.



Technikakzeptanz — zumal geäußerter Natur —
ist also gerade kein eindimensionaler Indikator,
der die Einstellung zu Technik und technischem
Fortschritt im Positiven über alle Bereiche hinweg
in der Spannbreite von wohlmeinender Duldung
bis hin zu positiver Bejahung und Unterstützung
mißt.

2. Spezifische Technikfeindlichkeit
der Bundesdeutschen?

Im Hinblick auf die praktische Relevanz von bun-
desrepublikanischen und international verglei-
chenden Untersuchungen zu Technikeinstellun-
gen ist festzuhalten, daß der Bundesrepublik
Deutschland von unterschiedlichster Seite eine
Sonderstellung zugemessen wird ). Dies gilt ins13 -
besondere für die Einstellung der Bundesdeut-
schen zur Erwerbsarbeit und dem damit in Zu-
sammenhang stehenden technischen Fortschritt.
Wenngleich die Diagnosen einer sinkenden Ar-
beitsfreude und -moral weitgehend identisch sind,
so sind doch die Erklärungsansätze sehr unter-
schiedlich und kontrovers. Sie reichen vom „Zer-
fall der Protestantischen Ethik“ über die Massen-
medien und den Wertewandel bis hin zu den kon-
kreten Bedingungen, unter denen diese Arbeit ge-
leistet wird. Sicher ist jedenfalls, daß technolo-
gische Invention und Innovation sowie die Ein-
stellungen zu diesen Themenkomplexen beispiels-
weise die Arbeitszufriedenheit in starkem Aus-
maße mitbeeinflussen — aber dies gilt wohl für
alle Länder14).

13) Vgl. dazu z. B.: B. Strümpei, Zur Einführung, in: M.
von Klipstein/B. Strümpei (Hrsg.), Gewandelte Werte
— Erstarrte Strukturen. Wie die Bürger Wirtschaft und
Arbeit erleben, Bonn 1985, S. 1; D. Yankelovich u. a.,
Work and Human Values: An International Report, in: 
dies., The World at Work. An International Report on
Jobs, Productivity and Human Values, New York 1985,
S. 55 ff. Eine derartige Ausnahmestellung’ im interna-
tionalen Vergleich wird häufig auch Japan zugemessen.
14) Vgl. dazu z. B.: E. Noelle-Neumann, Eine deutsche
Sondersituation und keine gute. — Entgegnung an die
Kritiker, in: F. Gehrmann (Hrsg.), Arbeitsmoral und
Technikfeindlichkeit, Frankfurt/Main-New York 1986,
S. 169 ff.

15) K.-H. Beckurts, Vorwort, in: Th. Roser/W. Schlaffke
(Hrsg.), Jugend und Technik, Köln 1983, S. 7.
16) Th. Petermann/G. Thurn, Polarisation and Consen-
sus: Public Acceptance of New Technologies in the Fe-
deral Republic of Germany, WZB, P 85-7, Berlin 1985,
S. 1.
17) Vgl. dazu: The Japan Institute of Labour, Technolo-
gical Innovation and Industrial Relations, Tokyo 1985,
S. 28. Insofern sind natürlich auch Mehrheitsmeinungen
von Befragten, die bei Rationalisierungen ihren Arbeits-
platz behielten, methodisch und politisch-praktisch nur
sehr begrenzt aussagefähig (so z. B. G. Schmidtchen,
Menschen im Wandel der Technik: Wie bewältigen die
Mitarbeiter in der Metallindustrie die Veränderungen
der Arbeitswelt?, Köln 1986).

Eine besondere Bedeutung wird bei der Diskus-
sion um die Einstellungen zur Technik und zum
technischen Fortschritt dabei der Jugend und den
jüngeren Generationen allgemein zugemessen.
Dies zeigt(e) sich auch bei der Debatte dieses The-
mas in der bundesdeutschen Öffentlichkeit, wobei 
die Äußerung: „Die Zukunft unseres Landes be-

ruht auf Jugend und sie beruht auf Technik“15)
geradezu exemplarischen Charakter hat. Die Be-
trachtung von „Jugend als Träger des Fortschritts
und der Zukunft“ und die Angst vor deren „Aus-
stieg“ ist sicherlich als bedeutende Hintergrund-
variable der Technikdebatte zu beachten.

3. Der politisch-praktische Hintergrund
„Seit den siebziger Jahren wurden die neuen
Technologien in immer stärkerem Umfang durch
ihre zunehmend umfassende Durchdringung und
Unabänderlichkeit, ihr wachsendes Potential für
Katastrophen charakterisiert.“ ) Die siebziger
Jahre markieren denn auch genau den Zeitraum,
in dem die Debatte über die Einstellung der Be
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-
völkerung zur Technik, die spezifische Technik-
feindlichkeit der Jugend und die Sonderrolle der
Bundesrepublik begann. Verbunden war dies sei-
tens der Bevölkerung mit einer abnehmenden zu-
geordneten Problemlösungsfähigkeit von als zu-
ständig erachteten gesellschaftlichen Institutio-
nen und Eliten.
„Die Technik“ wurde für viele etwas Fremdes,
Anonymes, das bedrohliche Dimensionen ent-
hielt. So wurde z. B. die Einführung und Anwen-
dung neuer Informations- und Kommunikations-
techniken verstärkt unter den Aspekten Arbeits-
platzeinsparungen, steigende Belastungen für Ar-
beitnehmer und Überwachungsstaat gesehen. 
Ausbildungsprofile verloren im Zuge rapider
technischer Entwicklungen ihre Bedeutung bzw.
wurden diffus; permanente Weiterbildung und
-qualifikation wurde gefordert. Interessant ist
hierzu auch der aus mehreren Quellen aufschei-
nende Hinweis, daß sich in Japan Gewerkschaf-
ten darum bemühen, bei bevorstehender Einfüh-
rung neuer Techniken allen betroffenen Arbeit-
nehmern, d. h. inklusive der später in andere Be-
reiche umzusetzenden oder evtl, auch zu entlas-
senden Beschäftigten, eine entsprechende Weiter-
bildung zukommen zu lassen ).17



III. Die „alte“ und die „neue“ Technikfeindlichkeitsdebatte —
Empirische Belege auf der Basis von Bilanzurteilen

Wollte man diesen Abschnitt unseres Beitrages
sehr kurz und prägnant halten, so könnte man
sich der Meinung bzw. dem Fazit von Jenny
Bryan-Brown anschließen, die hinsichtlich der
Thematik ,Einstellungen zur Technik1 formu-
lierte: „Die allgemeine Einstellung der Bevölke-
rung in den fortgeschrittenen industrialisierten
Ländern gegenüber Wissenschaft und Technik ist
ambivalent.“ ) Im folgenden sollen nun beispiel18 -
haft verschiedene Arten und Facetten von Global-
indikatoren vorgestellt werden — einerseits bezo-
gen auf Zeitreihen und Ergebnisse aus der Bun-
desrepublik und andererseits beispielhaft bereits
international vergleichend.

18) J. A. Bryan-Brown, Evidence from Surveys of Public
Attitudesto New Technologies, hekt. Ms., London 1984,
S. 4. Wie spezifische Untersuchungen zeigen, mischen
sich im Bild der Allgemeinheit die Begriffe „Technik“
und „Wissenschaft“ bzw. trennen nicht konsistent (vgl.

1. Bundesrepublik Deutschland
Im Jahre 1954 wollten 8 v. H. der noch nicht be-
rufstätigen Jugendlichen im Alter zwischen 15
und 24 Jahren einen technischen Beruf ergrei-
fen );19 1964 waren es 4 v. H. der gleichen Befrag-
tenkategorie mit der Neigung zu einem techni-
schen bzw. naturwissenschaftlich ausgerichteten
Beruf ). Interesse an Technik und techni-
schen Fragen bekundeten 1965 rund 26 v. H. der

dazu z. B.: G. M. Pion/M. W. Lipsey, Public Attitudes
Toward Science and Technology: What have the Sur-
veys told us?, in: Public Opinion Quarterly, 45 [1981] 3,
S. 305 und S. 310).
19) Vgl. EMNID, Jugend zwischen 15 und 24. 2. Unter-
suchung zur Situation der deutschen Jugend im Bundes-
gebiet, Bielefeld 1955, S. 195.
20) Vgl. EMNID, Junge Menschen 1964. Lebensbe-
reiche, Denkweisen, Gesellungsformen. Tabellarischer
Bericht zur Untersuchung „Die Generation der Unbe-
fangenen“, Typoskript, Bielefeld 1966, S. 22.



14—21jährigen 21); 980 waren es 21 v. H.21 der
14—24jährigen222). Eine analoge Frage im Jahre
1983 beantworteten 49 v. H. der 14—21jähri-
gen Jugendlichen positiv23), bei der Gruppe der
15—24jährigen waren dies 1984 28 v. H.24). Aus
diesen Angaben kann ein erstes Fazit gezogen
werden: Es gab also wohl hie ein nachhaltig und
kontinuierlich sinkendes Technikinteresse Ju-
gendlicher.

21) Eigene Berechnungen nach: EMNID, Jugend: Bil-
dung und Freizeit 1965.
22) Vgl. EMNID, Jugend, Bildung und Freizeit 1980,
Bielefeld 1980, Tabelle 36.
23) Eigene Berechnungen nach: GMD/INFRATEST
Sozialforschung, Öffentliche Verwaltung und Computer
1983.
24) Vgl. Jugendwerk der Deutschen Shell (Hrsg.), Psy-
data (Durchführung), Jugendliche + Erwachsene ’85:
Generationen im Vergleich, Bd. 5, Opladen 1985, S. 203.
25) Zur Kritik an dieser Art von Fragestellung
(,Schwarz-Weiß-Indikator‘) vgl. z. B.: B. von Rosen-

bladt, Technikfeindlichkeit? Einstellungen zur Technik
in einer technisierten Gesellschaft — Versuch einer Ver-
meidung demoskopischer Fehlschlüsse, in: F. Gehr-
mann, (Anm. 14), S. 24 ff.
26) Eine leichte Trendwende (oder nur ein Zyklus?) in
solchen sehr globalen bilanzierenden Items der Einstel-
lung zur Technik wurde übereinstimmend ca. 1982 bzw.
1983 auch von vielen anderen deutschen Meinungsfor-
schungsinstituten registriert. Vgl. dazu: D. Jaufmann/
F. Kilzer/E. Kistler/M. Pfaff, Technikakzeptanz bei Ju-
gendlichen im intergenerationalen, internationalen und
intertemporalen Vergleich, Referat beim INIFES-Sym-
posium „Jugend und Technik im Bild der Umfragefor-
schung“ am 16. 1. 1986 in Bad Homburg und die dorti-
gen Referate der Verantwortlichen führender deutscher
Meinungsforschungsinstitute (erscheinen im Tagungs-
band).

Eine weitere Zeitreihe bildet die wohl allseits be-
kannte „Segen-Fluch“-Frage des Instituts für De-
moskopie Allensbach (vgl. dazu Abbildung 1).
Einige sich aus den Antworten darauf ergebende
Tendenzen lassen sich kurz wie folgt fassen25):

— Die Zustimmung zur Antwortkategorie „Se-
gen“ ist bis 1981 kontinuierlich abgesunken und
1984 wieder leicht angestiegen26).
— Die Befürworter von „Fluch“ sind zwar von
1966 auf 1976 deutlich angestiegen, seither aber
verändert sich ihre Zahl nur mehr geringfügig.
— Kontinuierlich angestiegen, und hier vor al-
lem bei den unter 30jährigen, ist hingegen die
Zahl derjenigen, die eine ambivalente Meinung
vertreten. Sie liegt seit 1980 bei über 50 v. H. Dies



verwundert kaum, da Technik in jedem Bereich
sowohl positiv als auch negativ erlebt werden
kann (Beispiel Arbeitswelt: physische Erleichte-
rung versus Rationalisierung) und der Umgang
und die Erfahrung mit „Technik“ mit der Zeit
sicherlich zugenommen hat.
Eine ähnliche Fragestellung wurde, ebenfalls über
Zeit, von EMNID erhoben. Gefragt wurde da-
nach, ob der technische Fortschritt alles in allem
eher zum Vorteil oder zum Nachteil der Mensch-
heit ist. Die Ergebnisse spiegelt Abbildung 2
wider.
— Die Zustimmung („Vorteil“) der Befragten ist
bei allen Erhebungen sehr hoch und liegt stets
deutlich über 50 v. H.
— Wie bei anderen Meinungsumfragen zeigt sich
auch hier beim Übergang von 1980 auf 1981 ein
ausgeprägter Bruch bei den Insgesamtwerten. In-
nerhalb der einzelnen Altersgruppen ist dieser
Bruch ebenfalls feststellbar, allerdings von der
Richtung her uneinheitlich.
Für eine erste und tendenzielle Einschätzung der
Bilanzurteile in der Bundesrepublik Deutschland
sollen diese Zahlen genügen27).

27) Vgl. zu weiteren empirischen Einzeldaten und Zeit-
reihen: INIFES, Einstellungen der jüngeren Generatio-
nen zum technischen Fortschritt — Wandel und Stabili-
tät im Zeitablauf und im internationalen Vergleich, Zwi-
schenbericht Phase A, Stadtbergen 1986, S. 10 ff.
28) Mitunter finden sich allerdings auch innerhalb eines
Landes zur gleichen Zeit relativ stark voneinander ab-
weichende Ergebnisse bei unterschiedlichen Umfragen.
So waren z. B. in den USA im Jahre 1983 1t. einer Um-
frage 73 v. H. der Befragten der Ansicht, daß insgesamt
gesehen Wissenschaft und Technik mehr Vorteile als
Nachteile stiften (vgl. National Science Board [Ed.],
Science Indicators. The 1985 Report, Washington, D. C.
1985, S. 153). Laut einer anderen Quelle lag dieser Anteil
im gleichen Jahr aber bei 83 v. H. (vgl. A. Trafford u. a.,
Living Dangerously, in: U. S. News & World Report,
100 [1986] 19, S. 19).

29) Die hier nur kurz und sehr ausschnitthaft vorgestell-
ten Ergebnisse aus dieser großen internationalen Ver-
gleichsstudie basieren neben einer Reihe von Einzelan-
gaben der jeweils erhebenden Institute vor allem auf
einer Sonderauswertung, die uns freundlicherweise
Prof, de Moor zur Verfügung stellte, sowie dem ausführ-
lichen japanischen Sieben-Länder-Vergleichsbericht.
Die Feldarbeiten fanden in den meisten Ländern im
Jahre 1981 statt.

2. Internationaler Vergleich
Wie bereits kurz angesprochen, weisen die beiden
Begriffe „Wissenschaft“ und „Technik“ im Mei-
nungsbild der Befragten bei demoskopischen Um-
fragen eine hohe Affinität auf. Allerdings sind in
der Regel bei ansonsten identischen Fragestellun-
gen die Zustimmungsraten bei „Wissenschaft“ hö-
her als bei „Technik“; „Wissenschaft“ ist somit
gemeinhin positiver besetzt.
Länderspezifisch gesehen sind die Unterschiede
bei der Einschätzung, ob der wissenschaftliche
Fortschritt den Menschen helfen oder schaden
wird, ganz erheblich28). Ergebnisse für die Ge-

samtbevölkerung einer ganzen Reihe von Län-
dern zeigt Abbildung 3; Basis ist die sogenannte
„Internationale Wertestudie“29).
In aller Kürze schlaglichtartig einige Tendenzen:
— Hohe Zustimmungsraten weisen Großbritan-
nien, Australien, die USA und insbesondere Ku-
wait auf.
— Ein hoher Anteil an Ambivalenten findet sich
vor allem in Japan und Belgien.
— Der niedrigste Zustimmungswert und die
stärkste Ablehnung finden sich in den Niederlan-
den.
— Es gibt über die verschiedenen Länder hinweg
keinerlei eindeutige und einheitliche Tendenzen
in der Differenzierung nach Altersgruppen.
— Eine spezifisch deutsche Skepsis gegenüber
„Wissenschaft“ ist auch anhand dieser Studie
nicht erkennbar.

Fassen wir die bisherigen Ausführungen zusam-
men, so läßt sich zumindest folgendes festhalten:
1. Singuläre Umfrageergebnisse sind bei dieser
Thematik nicht ausreichend und verstellen in der
Regel den Blick für die Realität. Zur Beurteilung
sind Meinungsforschungsdaten verschiedener In-
stitute heranzuziehen. Diese sollten nach Mög-
lichkeit über einen längeren Zeitraum, also zu
mehreren Zeitpunkten, erhoben werden.
2. Es mangelt weitgehend an international ver-
gleichenden Studien. So weit diese vorhanden
sind, konzentrieren sie sich — bezogen auf empi-
rische Erhebungen — zumeist auf wenige Fragen-
komplexe und Elemente. Die empirischen Ergeb-
nisse sind durch Vergleiche mit je landesinternen
Untersuchungen und Ergebnissen zu „härten“.
Daß die allgemeine Einstellung der Bevölkerung
eines Landes zur hier behandelten Thematik eine
erste und auch nur generelle Einschätzung er-
laubt, dürfte offensichtlich sein. Wie im folgenden
Abschnitt aufgezeigt wird, ist die Berücksichti-
gung weiterer Einflußfaktoren auf das Meinungs-
klima und sind weitergehende Differenzierungen
erforderlich.



IV. Aspekte einer notwendigen Differenzierung

1. Die Ereignisabhängigkeit von Umfragedaten:
Die Bedeutung einer Ereigniszeitachse

Es ist offensichtlich, daß die Einstellungen zur
Technik durch „externe Ereignisse“ wesentlich
mitgeprägt werden. Unter solchen intervenieren-
den — positiven oder negativen — Ereignissen
ragen insbesondere solche im Bereich der Groß-
technologie bzw. spektakulärer Technologien her-
aus. Werden die Ergebnisse der Meinungsfor-
schung nicht mit einer „Ereigniszeitachse“ unter-
legt, so besteht bei der Interpretation der Daten
durchaus die Gefahr der Bildung von Artefakten
(inhaltlich falschen Schlußfolgerungen). Es ist
also stets darauf zu achten, in welchem Kontext
eine demoskopische Erhebung erfolgt ist. Ob ein
je spezifisches Ereignis die künftige Einstellung
der Öffentlichkeit überhaupt oder aber nur zy-

klisch beeinflußt hat, läßt sich letzten Endes aber
nur über einen längeren Zeitraum relativ deutlich
feststellen.
Der Einfluß spektakulärer Ereignisse auf das öf-
fentliche Meinungsklima läßt sich insbesondere
am Beispiel der Atomkraft verdeutlichen: So war
beispielsweise vor dem Zwischenfall im Three-
Miles-Island-Reaktor in Harrisburg im Jahre 1979
eine deutliche Mehrheit in Österreich für die Inbe-
triebnahme des Kernkraftwerks Zwentendorf.
Eine ebenso deutliche Mehrheit war nach dem
Unfall dagegen30). Ab dem Beginn des Jahres

30) Vgl. dazu: o. V., SWS-Meinungsprofile: Zwenten-
dorf nach Zwentendorf — Die fortgesetzte „Atomspal-
tung“, in: Journal für angewandte Sozialforschung, 20
(1980) 3/4, S. 67 ff.



1985 waren — nach verschiedenen Schwankun-
gen — wieder über 50 v. H. der Befragten für eine
Inbetriebnahme31). Diese deutliche Mehrheit
sackte nach dem Reaktorunfall in Tschernobyl
auf knapp über 10 v. H.32) ab. Ähnliche Einbrü-
che bei den Befürwortern waren im Gefolge dieses
bisher schwersten zivilen atomaren Zwischenfalls
auch in der Bundesrepublik Deutschland festzu-
stellen33 ).

31) Vgl. o. V., SWS-Meinungsprofile: Dauerbrenner
Zwentendorf, in: Journal für Sozialforschung, 26
(1986)3, S. 351.
32) Vgl. ebenda.
33) Vgl. dazu z. B.: o. V., Stirbt die FDP den Strahlen-
tod?, in: DER SPIEGEL, 40 (1986) 22, S. 46; o. V., Rot-
grüne Mehrheit bei Wählern unter 40, in: DER SPIE-
GEL, 40 (1986) 27, S. 43; o. V., Politbarometer, in: DIE
ZEIT, 41 (1986) 24, S. 8, und 41 (1986) 30, S. 34.
34) So z. B. in einem Acht-Länder-Vergleich für die Bun-
desrepublik Deutschland (vgl. dazu: The Atlantic Insti-
tute For International Affairs, The Impact of Technolo-
gical Change in the Industrial Democracies. Public Atti-
tudes Toward Information Technology, Paris 1985,
S. 22). Dem widersprechen aber Ergebnisse unserer eige-
nen Berechnungen (vgl. INIFES [Anm. 27], S. 49 ff.).

35) Vgl. A. Fischer, Technik, in: Jugendwerk der Deut-
schen Shell (Hrsg.), Psydata (Durchführung), Jugend-
liche + Erwachsene’85: Generationen im Vergleich,
Bd. 2, Opladen 1985, S. 58.
36) Vgl. ders., Technikbilder Jugendlicher, hekt. Ms.
(Beitrag zum Symposium „Jugend und Technik“,
[Anm. 26] S. 4).
37) Vgl. dazu z. B.: The Field Institute, The California
Poll, Codebook, San Francisco (Cal.) 1983, S. 77 ff.
38) Vgl. I. Wagner, Technikkritik im Weltbild Jugendli-
cher, in: Journal für Sozialforschung, 22(1982)3,
S. 397 ff.
39) Vgl. dazu z. B.: F. Gloede/H. Bücker-Gärtner, Tech-
nikeinstellungen und Technikbilder bei jüngeren und
älteren Bürgern, hekt. Ms. (Beitrag zum Symposium
„Jugend und Technik“ [Anm. 26]).

2. Gruppendifferenzierungsprobleme

Daß Bilanzurteile über die Einstellung zur Tech-
nik und zum technischen Fortschritt nur einen
ersten Einstieg in die Thematik bzw. einen ersten
Anhaltspunkt liefern können, wurde bereits er-
wähnt. Ebenso ist dies mit Prozentwerten, die für
die Angaben der Gesamtbevölkerung stehen, also
z. B. dergestalt: „X v. H. aller Befragten sind der
Ansicht, daß ...“. Differenziertere und in der Re-
gel damit auch fundiertere Argumentation erfor-
dert auch spezifischere Aufbrüche der Daten. Die
Notwendigkeit einer Aufgliederung nach den ver-
schiedenen Altersgruppen wurde bereits kurz an-
gesprochen. Ferner erscheint die Frage nach der
Parteiaffinität und dem (geäußerten) Partizipa-
tions- und Protestverhalten von Interesse, denn
vielfach wird generell ein „Rechts-Links-Gefälle“
in der Technikbewertung behauptet34). Wie ver-
schiedenste Untersuchungen und Umfragen bele-
gen, spielen auch der Beruf und der formal er-
reichte Bildungsstand eine nicht zu unterschät-
zende Rolle im Hinblick auf die Einstellung zu
gewissen Bereichen und Themen.
Als interessant und wichtig ist darüber hinaus die
Frage zu beachten, ob es geschlechtsspezifische
Unterschiede in der Beurteilung von Technik und
verschiedenen Ebenen/Bereichen davon gibt. So
wird z. B. in der letzten Shell-Jugendstudie zwi-
schen eher jungenspezifischer „harter“ Technik

und eher mädchenspezifisch „weichen“ Technik-
bereichen unterschieden35 ). Nahezu die Hälfte
bekundete allerdings Interesse an Produktion aus
beiden Bereichen36 ).

3. Technikakzeptanz und Technikbilder

Wie bereits im Abschnitt über die Globalindikato-
ren kurz angesprochen, können diese nur eine er-
ste Einstiegsebene für die Untersuchung von Ein-
stellungen der Gesamtbevölkerung bzw. von Teil-
gruppen zur Technik sein. Es ist relativ einsichtig,
daß die Akzeptanz von Technik auch lebensbe-
reichsabhängig ist. Deutlich zeigt sich dies bei-
spielsweise bei Fragen danach, für welche Be-
reiche der Forschung im Technikbereich staat-
liche Unterstützung in vermehrtem, gleichem oder
verringertem Umfang gegeben werden sollte37).
So wird z. B. Technik im Haushalts- und Freizeit-
bereich in der Regel durchaus anders gesehen und
auch bewertet als spektakuläre Technologien wie
Luft- und Raumfahrt und Kernkraftwerke. Daß
sich hieraus unterschiedliche Technikbilder ablei-
ten lassen, zeigt beispielsweise auch eine Untersu-
chung von Ina Wagner38). Ohnmacht- und Ent-
fremdungsgefühle sowie ausgeprägte Kritik sind
dabei ebenso anzutreffen wie weitgehend vorbe-
haltlose oder unbelastete Beziehungen zu Technik
und technischem Fortschritt.
Ähnliche Ansätze werden seit einiger Zeit auch
von der Abteilung für angewandte Systemanalyse
des Kernforschungszentrums Karlsruhe ver-
folgt39). Auch dort steht die empirisch fundierte
Herausdestillierung technikbezogener Orientie-
rungsmuster im Mittelpunkt, allerdings im Ver-
gleich der Einstellungen jüngerer und älterer Bür-
ger.
Im folgenden wollen wir beispielhafte Ergebnisse
aus den beiden Bereichen „Technik und Arbeits-
welt“ und „Gentechnologie“ vorstellen.



V. Beispiel: Technik und Arbeitswelt

Wohl weniger spektakulär als z. B. das Thema
Kernkraft, aber zumindest inzwischen nachhalti-
ger, fundamentaler, wird in der öffentlichen und
veröffentlichten Diskussion wie in demoskopi-
schen Umfragen das Thema „Auswirkungen der
technischen Entwicklung auf die Arbeitswelt“ be-
handelt. Dies liegt weniger an der langen Tradi-
tion dieses Themas40 ), als an der hautnah prakti-
schen Erfahrung, die sich mit der Technisierung
der Arbeitswelt ergibt. Es beruht aber vor allem
darauf, daß die zunehmende Technisierung der
Arbeitswelt — eine neue industrielle Revolution
— in die Phase einer nahezu weltweiten säkularen
wirtschaftlichen Strukturkrise fällt.

40) Das Thema ist literarisch faßbar von Goethe über
Hauptmann bis zum japanischen Wallraff, Satoshi Ka-
mata.

41) Vgl. dazu: INIFES (Anm. 27), S. 36 f. Eine ausführ-
lichere Gegenüberstellung verschiedenster Umfragen zu
diesem Thema erscheint demnächst in der Nr. 19 der
„ZA-Information" des Zentralarchivs für empirische
Sozialforschung, Köln.

1. Bedeutung des Problems aus der Sicht
der Befragten

In einer Umfrage von BASIS-RESEARCH vom
Herbst 1985 wurde eine listengestützte Frage nach
den Erwartungen des einzelnen vom technischen

Fortschritt gestellt. Die folgende Tabelle 1 von 
Insgesamtwerten und altersgruppenspezifischen
Zustimmungswerten macht deutlich, daß arbeits-
weltbezogene Themen, zumindest von der Höhe
der Nennungsprozente her, als die am wichtigsten
(als bedeutendste) zu erwartende Auswirkungen
des technischen Fortschritts aufscheinen. 86 v. H.
erwarten eine Verbesserung unserer Wettbewerbs-
fähigkeit gegenüber anderen Ländern (am we-
nigsten davon die über 60jährigen); 76 v. H. er-
warten den Verlust von Arbeitsplätzen (am mei-
sten die unter 20jährigen, am wenigsten die
30—39jährigen); 74 v. H. erwarten Erleichterun-
gen in Beruf und Ausbildung (am wenigsten die
20—29jährigen). Die allgemeine Erwartung des
Verlustes von Arbeitsplätzen ist weiterhin z. B.
deutlich unterdurchschnittlich bei Männern, Per-
sonen mit geringer Schulbildung, Selbständigen
und Leitenden sowie Befragten aus der höchsten
Einkommensgruppe (Haushaltsnettoeinkommen
> 3 500 DM/mtl.).

Vergleicht man diese aktuelle Befragung mit älte-
ren Daten des gleichen Instituts, so zeigt sich fol-
gendes: Obwohl die Listenvorlagen nicht ganz
identisch und vor allem nicht gleich lang waren,
ist feststellbar, daß die Erwartung des Verlusts
von Arbeitsplätzen seit 1980 bzw. vor allem von 
1984 auf 1985 leicht zugenommen hat.
Bestehen nun Ähnlichkeiten zwischen den Ergeb-
nissen dieser und weiterer Umfragen anderer
Meinungsforschungsinstitute? Daß von einer vol-
len Vergleichbarkeit nicht gesprochen, diese auch
nicht erwartet werden kann, ist aus methodischen

Gründen und von der unterschiedlichen Frage-
form(ulierung) her offensichtlich. Eine Gegen-
überstellung, die hier weder im zahlenmäßigen
noch im methodischen Detail wiedergegeben wer-
den kann41), erbrachte folgende Ergebnisse:

1. Die BASIS-RESEARCH-Umfrage liegt mit ih-
ren Zahlen zwar im oberen Bereich der vorliegen-
den Erhebungsergebnisse, paßt aber voll dazu.
Zwischen 70 und 80 v. H. der bundesrepublikani-
schen Bevölkerung befürchten bei direkter Zu-



Stimmungsabfrage eine solche Gefahr. Auch un-
terschiedliche Formulierungen, Fragebögenkon-
texte, Hauseffekte etc. lassen an diesem erstaun-
lich homogenen Bild nicht rütteln.

2. Bei indirekter oder dreipoliger Abfrage bzw.
bei expliziter Vorgabe einer Kategorie „teils/
teils“ liegen die entsprechenden Werte (konsi-
stent!) bei rund 40—50 v. H.

3. Es gibt also, so ist zu folgern, schon von der
Anlage her zum gleichen Gegenstand Umfragen
mit verschiedenen Ergebnissen, die das politische
und publizistisch willkürliche — bzw. gezielte —
Herausgreifen einzelner Zahlen bzw. Studien arg
relativieren, ja im Prinzip in Frage stellen.

4. Dennoch kann aus dem Vergleich verschieden-
ster Umfragen für die Jahre seit 1980 — auch bei
vorsichtigster Interpretation — von einer steigen-
den Tendenz, d. h. einem Trend der zunehmenden
Befürchtung arbeitsplatzvernichtender Effekte
der technischen Entwicklung gesprochen werden.
Sowohl sind die Zeitreihenergebnisse über die In-
stitute vergleichbar, als auch weitgehend die Auf-
brüche der Daten nach weiteren Kriterien in der
Ergebnisstruktur ähnlich. Dieses Ergebnis macht
das publizistische Aufeinanderlosdreschen von
Interessengruppen mit „ihren“ jeweiligen Umfra-
gen(-Instituten) noch dubioser und legt es nahe, in
solchen öffentlichen Debatten verstärkt auf die
Effekte der Frageformulierungen zu achten, die
verschiedenen Umfragezahlen zugrunde liegen.

5. Stellt man den Zeitreihen aus den verschiede-
nen Erhebungen die Entwicklung der tatsächli-
chen Arbeitslosenquote in der Bundesrepublik ge-
genüber, so zeigt sich eine gewisse Ähnlichkeit im
Trendverlauf.

Die folgende Abbildung 4 stellt — hier wiederum
auf der Grundlage von BASIS-RESEARCH-Da-
ten — für 1984 die altersgruppenspezifischen Be-
fürchtungen zum Thema den Arbeitslosenquoten
für die einzelnen Altersgruppen gegenüber. Zu-
nächst bestätigt sich auch hier die aus anderem
Zusammenhang — z. B. Einschätzung der künfti-
gen wirtschaftlichen Situation — bekannte Tatsa-
che, daß die eigenen individuellen Zukunftser-
wartungen deutlich weniger oft als negativ be-
zeichnet werden als die Einschätzung der allge-
meinen Entwicklung. Die Kurven a und auch b
(Arbeitslosigkeit allgemein und Angst vor Auto-
matisierung) liegen deutlich über den Kurven c
und d (Abbau der Beschäftigtenzahl im eigenen
Betrieb und individuelle Bedrohung durch Ratio-
nalisierung).
Am geringsten ist die Angst vor Arbeitslosigkeit
bzw. die Angst vor Automatisierung bei den unter
20jährigen und verständlicherweise bei den über

60jährigen. Am besorgtesten, bezogen auf die ges-
amte Arbeitswelt, zeigen sich die 20—30jährigen
(die 1984 auch die höchsten Arbeitslosenquoten
hatten). Die Ängste sinken hinsichtlich der all-
gemeinen Arbeitsmarktentwicklung mit zuneh-
mendem Alter (Stand der beruflichen Etablie-
rung) danach etwas ab, während der Abbau der
Beschäftigtenzahl und ein rationalisierungsbe-
dingter Abbau speziell am eigenen Arbeitsplatz
von den 40—60jährigen wieder zunehmend als
Problem angesehen werden.

Erklärungsmuster — unter Einbeziehung einer
Reihe weiterer Indikatoren aus anderen Umfra-
gen (die übrigens ähnliche Strukturen aufzeigen)
— wie eine stärkere gesellschaftliche Orientierung
der jüngeren Befragten oder der Zusammenhang
mit früherer Erfahrung von Arbeitslosigkeit müs-
sen weitergehenden Analysen vorbehalten blei-
ben. Legt man neben diese Häufigkeitsgraphik je-
doch — wie in Abbildung 4 geschehen — die tat-
sächliche Arbeitslosenquote, so zeigt sich erneut
auf den ersten Blick, daß solche objektiven Indi-
katoren durchaus einen Erklärungswert haben
könnten.

2. Die internationale Perspektive

Noch wichtiger als bei einem nationalen Ver-
gleich ist die Beachtung der exakten Frageformu-
lierung und der Anlage der jeweiligen Erhebung
bei internationalen Vergleichen. Zusätzlich sind
dabei die je unterschiedlichen Situationen, län-
derspezifischen Gegebenheiten und die jeweiligen
Diskussionen des Themas Technikakzeptanz zu be-
rücksichtigen. Die Klage über die spezifisch deut-
sche Technik- und speziell Computerfeindlichkeit
ist — wie bereits erwähnt — altbekannt und weit
verbreitet. So schreibt etwa der Chefredakteur der
„Mikrocomputerwelt“ im Herbst 1984 unter dem
Titel „Dabei sein ist alles“: „Was Computer anbe-
langt, haben wir geistig gerade das Zeitalter der
Hexenverbrennung hinter uns. Wir behalten uns
aber vor, in der EDV eine Erfindung des Teufels
zu sehen. Wir — das sind nach den Ergebnissen
der jüngsten Meinungsumfragen immerhin mehr
als zwei Drittel aller Bundesbürger. Und die müs-
sen es wohl wissen. Der Computer vernichtet Ar-
beitsplätze am laufenden Band und zerstört zwi-
schenmenschliche Beziehungen. Das haben un-
sere vielen (wenn auch meist arbeitslosen) Sozio-
logen oft und lange genug gepredigt. Und was den
nationalen Stolz in Sachen deutscher Erfinder an-
belangt, haben wir mit Wilhelm Leibnitz, dem
deutschstämmigen Hermann Hollerith und Kon-
rad Zuse wohl schon genug für die Computerin-
dustrie getan ... In keinem anderen europäischen .
Land ist die Abneigung gegen alles, was mit Com-
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puter zu tun hat, auch nur annähernd so groß wie 
bei den Deutschen. Aufklärung tut not.“42 )

42) N. Strauch, Dabei sein ist alles, in: Microcomputer-
welt, (1984) 8, S. 6.
43) Vgl. IBM, Computer-Image 1984, Stuttgart 1984, S. 7.
44) The Atlantic Institute For International Affairs
(Anm. 34), S. 22.
45) Institut für Demoskopie Allensbach, Technikakzep-
tanz. Eine Sekundäranalyse im Auftrag des Bundesmi-
nisters für Forschung und Technologie, Allensbach
1985, S. 67.
46) Dieselben, Allensbacher Berichte, (1985) 36, S. 1.
47) Vgl. o.V., Frankreichs Teletel läuft Btx davon, in:
Süddeutsche Zeitung vom 28. 8. 1986, S. 23.

48) O. V., Who ist affected by technological change?
Union survey, in: ILO, Social and labour bulletin,
(1985) 1, S. 32.
49) W. Naumann, Computer — Herausforderung für
Beilage zu „Kleiner Wirtschaftsspiegel", (1986) 1, S. 7.
Allerdings ist dies eine sehr verkürzte und z. T. falsche 
Wiedergabe des Originalberichts. Vgl. hierzu: EMNID,
Einstellungen zum Micro-Computer: 6 Länder im Ver-
gleich — 1985 —, Bielefeld 1985.
50) Vgl. National Science Board (Anm. 28), S. 149. Es ist
darauf hinzuweisen, daß diese offizielle Quelle einen
seltsamen Druckfehler enthält. Dort ist von „vielen
Hunderten“, im Originalfragebogen von L. Harris Inc.
(Seite 8, Karte 2, Statement 7) ist von „vielen Hundert-
tausenden von Fabrikarbeitern“ die Rede.

Internationale Vergleichsstudien scheinen seine
These zu belegen:
— So verbreitete IBM 1984 die Ergebnisse eines
1982 durchgeführten Vierländervergleichs sowie
ergänzende deutsche Zahlen für andere Jahre43 ).
Die Antworten auf die indirekte Frage nach der
jeweils „nationalen“ Einstellung zu Computern
indizierte damals ein besonders in Deutschland
verbreitetes Negativ-Image von Computern, in
Frankreich, Großbritannien und Italien Gegen-
teiliges.
— Auch Louis Harris weist auf der Basis einer
Acht-Länder-Vergleichsstudie daraufhin, daß die
Deutschen auf Fragen zur Informationstechnolo-
gie negativer antworten als die Befragten in allen
anderen Ländern — mit Ausnahme Japans44 ).
— Auf der Basis einer 1984 durchgeführten
Neun-Länder-Vergleichsstudie folgert das Institut
für Demoskopie Allensbach: „Obwohl die deut-
sche Bevölkerung in ähnlichem Grad vertraut mit
technologischen Veränderungen und mit Compu-
tern ist wie die anderer europäischer Länder,
äußert sie sich in vielen Aspekten sehr viel kriti-
scher, weniger lobend über diese Technologien als
die Bevölkerung in den Nachbarländern — weit
aufgeschlossener für Computer sind zum Beispiel
die Franzosen. Was wir 1981 schon sahen, daß
Deutsche in Computern offensichtlich eine Ziel-
scheibe ihrer Technikskepsis sehen, bestätigt sich
also 1984 erneut; und der internationale Vergleich
erlaubt die Deutung, daß die Deutschen Compu-
tern außergewöhnlich mißtrauisch gegenüberste-
hen.“45 )
— 1985 findet man dann vom Institut für Demo-
skopie Allensbach gar die Formulierung: „Wo
Deutsche über Computer reden, wird das Denken
im allgemeinen schnell grämlich.“46 )
Hinterfragt man den Vergleich Deutschland-
Frankreich, so ist die tatsächliche Verbreitung von
elektronischen Medien in beiden Ländern zu be-
rücksichtigen47 ). In Frankreich spielt die Infor-
mationstechnologie im Haushalt eine viel größere
Rolle als am Arbeitsplatz, denn: „Frankreich ist
1986 das einzige Land in der Welt, wo die Zahl

der interaktiven Terminals in den Haushalten
größer ist als an den Arbeitsplätzen.“48) Diese
Tatsache könnte sehr wohl einiges an Unterschie-
den erklären.
Unser Beispiel zeigt aber auch deutlich die Not-
wendigkeit der Konfrontation der Ergebnisse ver-
schiedener Institute: Zusätzlich zu erwähnen ist
nämlich, daß im Gegensatz zu den erwähnten
Ländervergleichen eine neue länderübergreifende
Gallup-Erhebung zu ganz anderen Ergebnissen
kommt: „Die größte Angst vor einer Computerge-
sellschaft haben offenbar die Franzosen; in den
anderen Ländern sind Pro und Contra einiger-
maßen gleichgewichtet. Bei einer positiven Ein-
stellung zu den MCs führen die Amerikaner und
die Engländer, danach kommen die Bundesrepu-
blik, Frankreich, die Schweiz; Schlußlicht ist hier
Japan. Um so verblüffender ist es, daß die Japa-
ner — gemeinsam mit den Amerikanern — beim
Thema »Arbeitslosigkeit und Arbeitsplatzvernich-
tung* die geringsten Vorbehalte gegen die Compu-
ter haben; die Bundesbürger, die Schweizer und
die Franzosen äußern hier schwere Bedenken.“49 )
Ein weiteres kleines Beispiel zeigt ebenfalls, wie
groß der Effekt der unterschiedlichen Fragefor-
mulierung ist und daß (bestätigt durch eine Reihe
ähnlicher uns vorliegender Umfragen) die inter-
nationalen Unterschiede in der Bewertung des
Jobkiller-Effekts nicht so groß sind, daß man von
einer spezifisch deutschen Technik-/Computer-
feindlichkeit sprechen könnte.
In den USA ist nach Zahlen aus verschiedenen
Umfragen die Angst vor dem Jobkiller-Effekt von
1983 auf 1984 gestiegen und von 1984 auf 1985
wieder gesunken (vgl. Tabelle 2).
Vergleicht man die Zahlen aus der 1984er Um-
frage mit einer anderen Frage aus der gleichen
Erhebung, so zeigt sich wieder, daß die entspre-
chenden Befürchtungen bei einer zweipoligen Ab-
frage wesentlich höher ausfallen. Der Aussage:
„Durch die Automatisierung werden in diesem
Land in den nächsten fünf Jahren viele Hundert-
tausende von Fabrikarbeitern ihren Arbeitsplatz
verlieren“, stimmten 71 v. H. zu50).



VI. Beispiel: Gentechnologie

1. Fehlende Akzeptanz — Ein Argument gegen
gesetzliche Regeln?

Eine der wohl umstrittensten neueren ) techno52 -
logischen Entwicklungen sind jene diagnosti-

e sehen und therapeutischen Verfahren, die im all-
gemeinen Sprachgebrauch unter „Gentechnolo-
gie“ zusammengefaßt werden. Für Politiker wie
Bürger, teilweise auch für die Genforscher selbst, 
ist es ein echtes Problem, daß die Diskussion

auf der Schwelle zwischen Realität und Uto-
pie geführt werden muß. Allerdings hat gerade die
Entwicklung der Gentechnologie in den letzten 20
Jahren gezeigt, daß das, was heute Utopie scheint,
morgen machbar und übermorgen vollzogen
ist“53). In einer solchen Situation — auch auf-
grund der komplexen Materie — kann vermutet
werden, daß in der Öffentlichkeit große Ambiva-
lenzen, ja oft „keine Meinung“ in Umfragen anzu-
treffen sind. Dies scheint sich auf den ersten Blick
auch zu bestätigen.

In der praktisch-politischen Diskussion spielt
aber die breite (als Technikfeindlichkeit gedeu-
tete) Skepsis, Ablehnung, ja sogar Angst in der

Bevölkerung gegenüber den Entwicklungen in der
Gentechnologie nun eine besondere Rolle. So ar-
gumentiert etwa der Genetiker Professor Doerf-
ler, Mitglied der sogenannten „Benda-Kommis-
sion“, in seinem Minderheitenvotum zum Bericht
der Arbeitsgruppe „In-vitro-Fertilisation, Ge-
nomanalyse und Gentherapie“, daß gerade diese
Ängste der Öffentlichkeit der Festlegung von 
Spielregeln für dieses Forschungsgebiet durch den
Staat (inklusive strafrechtlich sanktionierter ge-
sellschaftlicher Definition der „Grenzen der For-
schung“) entgegenstünden. Man möge nicht ange-
sichts einer von einer inkompetenten Journallie
verunsicherten Öffentlichkeit, deren Verständnis
wegen fehlender naturwissenschaftlicher Ausbil-
dung sowieso zur Urteilsbildung nicht ausreiche,
plötzlich Grenzen für eine Disziplin benennen
wollen, deren Entwicklungsmöglichkeiten noch
gar nicht absehbar sind. Außerdem wäre das
Ganze Sache der eigenen Standeskommissionen
— und von Laien, wie z. B. Juristen, nicht beur-
teilbar54).
Wichtiger als sich z. B. mit dieser doch etwas wei-
ten Interpretation der Freiheit von Forschung in
diesem Sondervotum auseinanderzusetzen, er-
scheint es, sich die Einstellungsdaten zur Gen-
technologie einmal näher zu betrachten. Dabei ist
zu beachten, daß die Risikoeinschätzungen tech-
nischer Entwicklungen bei der Bevölkerung höher
sind als z. B. bei Politikern, Managern oder Wis-
senschaftlern. Tabelle 3 zeigt, daß die Risiken des
technischen Fortschritts von „Elitegruppen“ ge-
nerell als geringer erachtet werden als von der
Bevölkerung.



Ähnliche Ergebnisse wie diese, eigentlich aus dem
Umfeld der Kernenergiediskussion stammenden
Zahlen, liegen auch aus anderen Ländern vor55).
Daß diese Divergenzen aber angesichts der Nähe
des Themas Gentechnologie zu uralten Alpträu-
men der Menschheit (Chimären, Homunkuli etc.)
und der frischen Erinnerungen an die Schrecken
eugenischer Wahnsinnstaten auch bei den For-
schern bezüglich der Beurteilung der Gentechno-
logie nicht so ausgeprägt sein sollten, wäre zu er-
warten. Darüber sollten auch naßforsche Hin-
weise aus der Zunft, beispielsweise extrakorporale
Befruchtung sei für Fische der normale Vor-
gang56), nicht hinwegtäuschen. Gleichermaßen
wohl wenig hilfreich ist die lakonische Bemer-
kung des „Economist“, der Meinungsforschungs-
daten über die mehrheitliche Ablehnung der Bri-
ten gegenüber Versuchen zur Erzeugung von art-
übergreifenden Hybriden mit dem Satz kommen-
tierte: „Was ist so schlimm an Maultieren“57).

2. Einige internationale Daten zur Akzeptanz
der Gentechnologie

Schon vor bald zehn Jahren wurde in einer inter-
nationalen Vergleichsstudie im Auftrag der EG
die Frage nach der Beurteilung genetischer Expe-
rimente — neben anderen Technologien — ge-

stellt. Tabelle 4 gibt die entsprechenden Ergeb-
nisse wieder. Es zeigt sich, daß die Bevölkerung
der Bundesrepublik Deutschland, nach den Dä-
nen, dieser technischen Entwicklung von allen
Vergleichsländern am skeptischsten gegenüber-
stand (22 v. H. dafür, 45 v. H. dagegen). Auch die
Anschlußfrage, ob man denn bei einer Vernach-
lässigung der Möglichkeiten der Genforschung
wichtige Chancen vergebe, stieß auf weniger Zu-
stimmung — bei jeweils sehr hohem Anteil von
Unentschlossenen.

Bevor im folgenden einiges an Aussagen über die
Meinung der deutschen Bevölkerung zu diesem
Themenkomplex untersucht werden soll, seien zu-
nächst einige neuere Daten aus anderen Ländern
vorgestellt — Ländern, deren angewandte For-
schung auf diesem Gebiet sicher nicht hinter dem
deutschen Stand zurückbleibt.

— In Großbritannien, einem Mutterland der
Genforschung, hielten nach einer Umfrage von
1985 ) 51 v. H. der Befragten Retortenbabys als
für ein andernfalls kinderloses Paar für wün

58

-
schenswert (dagegen waren 25 v. H. der Befrag-
ten). 17 v. H. (!) waren dort dafür, der Medizinfor-
schung die Benutzung menschlicher Embryonen
zu Forschungszwecken zu erlauben (58 v. H. wa-
ren dagegen). Die negativste Beurteilung aus einer
langen Liste von verschiedenen Bereichen von
Forschung und Technik erhielten weitere For-



schungen zur Kreuzung von verschiedenen Tieren
(7 v. H. waren dafür, 68 v. H. dagegen) ).59

— Australien ist eines derjenigen englischspra-
chigen Länder, in denen anhand verschiedener
Umfragedaten ein für technische Entwicklungen
oft sogar vorbehaltloses Meinungsklima herrscht.
Aber es zeigt sich, daß auch dort eine Differenzie-
rung der Ansichten zu den Möglichkeiten der Ver-
wendung extrakorporal erzeugter Zygoten (be-
fruchtete Eizellen) herrscht. Zur Erfüllung des
Kinderwunsches von Paaren mit anderweitig

i

nicht realisierbarem Kinderwunsch stimmten
1984 knapp dreiviertel aller Befragten der Rea-
genzglasbefruchtung zu (ähnlich auch in anderen
Umfragen in Vorjahren). Einer Tiefkühlkonser-
vierung zur späteren Implantation stimmten
45 v. H. zu (39 v. H. waren dagegen); eine Vor-
ratshaltung von Zygoten für Experimente lehnten
54 v. H. ab (32 v. H. waren dafür)60).

I

— Aus den USA liegen Informationen vor, die
r zunächst das oben zitierte Argument von der sich

zu sehr in Unkenntnis befindlichen Öffentlichkeit
stützen61). Auch die Tatsache, daß das National
Institute of Health seine Richtlinien für die Gen-
forschung wieder aufgeweicht hat, ist bei der Dis-
kussion um Grenzziehungen für die Genfor-
schung zu beachten. Weiterhin hielten z. B. 1983
67 v. H. der erwachsenen US-Bürger die Gentech-
nologie für eine Entwicklung, die die Lebensqua-
lität steigern könne, und nur 16 v. H. hielten dage-
gen (zum Vergleich: Computer 88:9; Laser

76:13; Automatisierung 64:28; Atomenergie
48 : 44)62).
Andererseits zeigte sich aber auch: „Bei der Un-
tersuchung der Bereitschaft der Öffentlichkeit,
Beschränkungen für die Forschung zu erlassen,
stellte sich heraus, daß die Amerikaner in den
meisten Bereichen nicht bereit waren, Verboten
zuzustimmen. Nur im Bereich der Schaffung
neuer Arten war die Sorge viel größer. Eine große
Mehrheit war bereit, Forschungen zur Schaffung
neuer Arten oder zur Eröffnung der Möglichkeit
für Eltern, das Geschlecht ihres Kindes bei der
Befruchtung festzulegen, zu verbieten.“63 )
Auffällig ist, daß in den USA bei der „attentive
public“, also den Technikinteressierten und bes-
ser informierten Befragten, die Zustimmung zu
Verboten solchen wissenschaftlichen Bemühens,
vor allem hinsichtlich der Forschung nach Mög-
lichkeiten zur Festlegung des Geschlechts von
Kindern, deutlich geringer ist als in der Gesamt-
bevölkerung, die zu 62 v. H. entsprechende Ge-
setze forderte.
65 v. H. der erwachsenen Amerikaner hielten
aber 1979 ein Verbot von artübergreifenden Hy-
bridversuchen („Schaffung neuer Formen des Le-
bens [Arten]“) für notwendig64). 1977 befürwor-
teten 84 v. H. in einer anderen Befragung von 
26—36jährigen ein Verbot der Klonierung beim
Menschen, 73 v. H. forderten ein Verbot der Re-
tortenzeugung beim Menschen, und immerhin
noch über 60 v. H. bei Fröschen und Hunden65).



Dabei hat vor allem das Geschlecht (Frauen sehen
die Gentechnologie — übrigens in allen Ländern
außer Deutschland — negativer als Männer) ei-
nen Einfluß auf die Einstellungsdaten66 ).
— Eine große international vergleichende Studie
(erstellt im Gefolge des Versailler Wirtschaftsgip-
fels) berichtet für Japan67 ), daß die Japaner zur
Reagenzglasbefruchtung ebenfalls kritisch stehen
und daß diese kritische Haltung sich im Laufe der
Zeit und nach der ersten erfolgreichen In-vitro-
Fertilisation in Japan 1982 verstärkt hat. 1984
hielten nach einer weiteren Umfrage allerdings
62 v. H. der befragten Frauen im gebährfähigen
Alter eine Reagenzglasbefruchtung (ob homolog,
d. h. mit dem Samen des Ehemannes, oder hetero-
log, d. h. fremder Samenspender, wurde nicht ge-
fragt!) für eine gute Sache für Ehepaare mit uner-
fülltem Kinderwunsch.

Betrachtet man ein breiteres Feld japanischen
Originalmaterials, so wird einiges deutlicher. Hier
sei nur eine von mehreren in die gleiche Richtung
weisenden Umfragen aus dem Jahr 1985 aus dem
Original zitiert68): Nur 18,4 v. H. der befragten
über 20jährigen Gesamtbevölkerung hielten, vor
die „fiktive“ Alternative eines unerfüllten Kindes-
wunsches gestellt, das Reagenzglas für eine Alter-
native. Etwa die Hälfte würde dieses fiktive Ereig-
nis der Umwelt aber aus Scham nicht mitteilen
wollen, ein Viertel sogar „keinesfalls“ später ein-
mal einem fiktiven Kind. Über 70 v. H. lehnen
nach dieser Quelle die heterologe In-vitro-Fertili-
sation ab, nur knapp ein Viertel befürwortet „im
Notfall“ die homologe Lösung. Lediglich 6 v. H.
halten diese Technik wegen „des Fortschritts der
Wissenschaft“ für vertretenswert. 60 v. H. sind,
„abgesehen von wirklich notwendigen Fällen“,
gegen die Anwendung.

Resümiert man diese Zahlen — die jeweils natio-
nal für weitere Umfragedaten stehen —, so kann
man folgendes feststellen: International ist die
Skepsis vor „der“ Gentechnologie groß, sie ist
auch gestiegen! Frauen sehen diesen Entwick-
lungsweg der Technik insgesamt skeptischer. Die
Kritik, die Zustimmung zu, ja Forderung nach
Regulativen ist überall weit verbreitet.

3. Die Akzeptanz der Gentechnologie in der
Bundesrepublik Deutschland

Wie sieht die Einstellung zur Gentechnologie —
auch wieder aus der Sicht von Umfragedaten be-

trachtet — in der Bundesrepublik Deutschland
aus? Zunächst ist es erstaunlich, daß es hierzu-
lande in der Umfrageforschung bisher nur relativ
wenig Befragungen zu diesem Problem gibt. Für
die Bundesrepublik sind hier vor allem zwei Stu-
dien von Infratest anzuführen.

Nach einer Untersuchung vom November 1985
befürchten (vgl. Tabelle 5) 58 v. H. aller über
14jährigen: „Die Gentechnologie wird auch vor
Experimenten mit Menschen nicht halt machen.“
Geschlechtsspezifische Unterschiede gibt es nicht.
Auffällig an den Zahlen dieser Studie ist, daß die
Häufigkeit der Nennung dieser Befürchtung nicht
mit dem subjektiven Interesse an der technischen
Entwicklung zusammenhängt69) und daß sie bei
allgemein skeptischer Grundhaltung zu Wissen-
schaft und Technik nur leicht niedriger ist als bei
den „Optimisten“ unter den Befragten. „Fort-
schrittsoptimisten und -pessimisten unterscheiden
sich in diesem Punkt nur wenig — ein Hinweis
darauf, daß das öffentliche Bewußsein zu dieser



Frage noch relativ wenig entwickelt ist.“70) Die
hohe Zahl an „Ich-weiß-nicht-Antworten" deutet
in die gleiche Richtung.
Auch in einer Infratest-Studie von 1984 war ähnli-
ches zu beobachten; hinsichtlich anderen den Be-
fragten zur Beurteilung vorgelegten technischen
Entwicklungen gab es keine annähernd so hohe
Nennungen in der Kategorie „unentschieden —
ich weiß nicht“. Deutlich wurde aber auch dort

die große Ablehnung von Versuchen, „die Erb-
anlagen des Menschen zu beeinflussen“ (vgl. Ta-
belle 6).

Insgesamt kann eine international verbreitete kri-
tische Grundeinstellung zur „Gentechnologie“ —
als undifferenziertem Themenfeld — festgestellt
werden. Unbestreitbar zeigt sich in allen Ländern
ein relativ hoher Anteil von Unentschiedenen und
nicht Antwortenden in den entsprechenden Um-
fragen, der auf fehlendes Verständnis — respek-
tive ein Informationsdefizit — schließen läßt. Be-
trachtet man die Umfragen aus den verschiedenen
Ländern aber näher, so wird deutlich, daß in die-
sem Bereich vom Publikum auch durchaus diffe-
renzierte Erwartungen an und erwünschte Grenz-
ziehungen für Wissenschaft und Forschung be-
stehen.
Diese scheinen — im Gegensatz zu anderen Tech-
nologiebereichen — jedoch in der Bewertung von
Grundlagenforschung (d. h. „Wissenschaft“ im
populären Verständnis) versus „angewandter For-
schung/Technik“ eher unter umgekehrtem Vor-
zeichen zu stehen. Die Hoffnung auf eine Verhin-
derung oder zumindest Früherkennung von Erb-
krankheiten etc., zum Teil auch noch die Eröff-
nung der Chance der Erfüllung eines Kinderwun-
sches auf dem Weg der In-vitro-Fertilisation, wer-
den breit akzeptiert und mitgetragen. Experi-
mente mit Embryonen, Eingriffe in die Keimbahn
des Menschen, Klonierung und Hybridbildung
werden weitestgehend abgelehnt — nicht nur bei
Menschen, sondern auch (allgemein) bei Tieren.
Es zeigt sich weiterhin, daß die Akzeptanz der
Gentechnologie — als Gesamtbild der verschiede-
nen Indikatoren resümiert — mit zunehmender
„Nähe zur Technik“ (attentiveness) zwar leicht
steigt, dennoch aber mit ansteigendem Bildungs-
grad sinkt und bei Frauen — außer in Deutsch-
land, wo keine Unterschiede feststellbar sind — 
geringer ist als bei Männern.
Die konkrete Einstellung der Bürger zur Gentech-
nologie kann also insofern nicht nur auf ein un-
oder fehlinformiertes Publikum reduziert werden.
Es kann auch nicht von einem Meinungsklima
gesprochen werden, das wegen Uninformiertheit
der Bürger im Umkehrschluß Regulative verbiete,
um ja die „Freiheit der Forschung“ zu erhalten.
Viel eher dürften — was in einer Demokratie zu
bedenken wäre — die Befürchtungen der Bevöl-
kerung gegenüber der Gentechnologie so groß
sein, daß Regulative wie die jüngste 5. Änderung
der sogenannten Genrichtlinien — und weit über
Laborsicherheitsbestimmungen hinaus! — in der
Bevölkerung Rückhalt haben.
Sicher: „Die Leute wollen die Vorteile ohne die
Kosten — d. h. medizinische Fortschritte ohne



Versuche mit Tieren oder Embryonen“71 ). Aber 
kann man wirklich, wie jüngst in der Kontroverse
zwischen dem bayerischen Ministerpräsidenten
und einem hohen katholischen Würdenträger
beim Thema Kernkraft geschehen ), jemandem
— und gerade der Meinung der Bevölkerung —
ernsthafte moralische Kompetenz zubilligen und
gleichzeitig wegen fachlicher Inkompetenz die
Stimme verbieten? Technologiefolgenabschät
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-
zung den Experten, den Wissenschaftlern selbst
zu überlassen, ist nicht nur unlogisch, sondern in
einer Demokratie auch zu wenig.
Die oft zu hörende unverhohlene Aussage, die
Genforschung „sei schon weiter“ als publik wäre,
ist genausowenig eine Problemlösung wie das Po-
chen auf die grenzenlose Freiheit der Wissen-

schaft durch die Genforscher. Wenn dann noch in
einer Publikumszeitschrift berichtet wird, daß sich
nach dem weitgehenden Rückzug der Kliniken
aus der heterologen In-vitro-Fertilisation im Ge-
folge des BGH-Urteils vom 7. August 1983 „...
für etliche Frauenärzte... mit dem zunehmenden
Verlangen vieler Paare nach ,Fremdbesamung1
eine außerordentlich lukrative Einnahmequelle
erschlossen“ ) hat, so werden die Vorbehalte in
der Bevölkerung noch verständlicher. Das gilt
auch hinsichtlich der Frage nach der Wirksamkeit
der Empfehlung des 88. Deutschen Ärztetages
1985 zum Standesrecht, der ,In-vitro-Fertilisation
und Embryo-Transfer grundsätzlich nur bei beste
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hender Ehepartnerschaft im homologen System1
für vertretbar hielt ).74

VII. Fazit

Resümierend läßt sich feststellen, daß die Aus-
sage, die Bundesdeutschen seien im internationa-
len Vergleich spezifisch oder überhaupt technik-
feindlich, in dieser Deutlichkeit nicht gerechtfer-
tigt ist75). Ferner kann festgestellt werden, daß die
Einstellungen zu verschiedenen Technikberei-
chen und auch -Wirkungen erheblich differieren
und weitergehende gruppen-, alters- und ge-
schlechtsspezifische Auswertungen interessante
Strukturen aufweisen.

Übereinstimmend wird seit 1982 bzw. 1983 von
den bundesdeutschen Umfrageinstituten eine
Tendenz zu einer positiveren Sichtweise zumin-
dest auf der Ebene der Globalindikatoren regi-
striert. Eine banale, aber nichtsdestotrotz wichtige
und häufig mißachtete Regel lautet: Um Aussagen
über die Entwicklung oder Veränderung des Mei-
nungsklimas machen zu können, bedarf es abge-
sehen von der Notwendigkeit, immer verschie-
dene Studien heranzuziehen, auch mehrerer Meß-
punkte im zeitlichen Verlauf, also einer Zeitreihe.
Daß ein zunehmender Teil der Bundesdeutschen
im Laufe der zeitlichen Entwicklung die Technik
weder eindeutig als einen Fluch noch als einen

Segen bezeichnen möchte, erlaubt es unseres
Erachtens nicht, von einer zunehmenden Tech-
nikfeindlichkeit der Bevölkerung zu sprechen.
Diese Muster sind auch zu einfach. Das eigentlich
Interessante ist die Zunahme der Teils-teils-Ant-
Worten, da sie eine differenzierte Sichtweise der
Bürger signalisiert. So können z. B. neue Techno-
logien am Arbeitsplatz die Arbeit erleichtern, aber
auch die Wegrationalisierung von Arbeitsplätzen
bedeuten.

Diese differenzierte Betrachtung des Bereichs
Technik/technischer Fortschritt und von Einstel-
lungsdaten dazu ist zukünftig in noch stärkerem
Maße erforderlich, da viele Dimensionen in der
Diskussion bisher nicht oder kaum berührt wur-
den. So stellt die Evangelische Kirche Deutsch-
lands zu Recht fest: „Die neuen Techniken wur-
den bisher jedoch zu einseitig allein aus techni-
scher und wirtschaftlicher Sicht gesehen. Anthro-
pologische, kulturelle und soziale Fragen, die
durch die neuen Techniken aufgeworfen werden,
wurden dagegen zu wenig bedacht. Es besteht die
Gefahr, daß unter solch einseitiger Sicht tech-
nische und wirtschaftliche Fakten geschaffen und
die notwendigen Gestaltungsaufgaben erst dann
aufgegriffen werden, wenn entscheidende Wei-
chenstellungen schon getroffen sind.“76)
Hinzu kommt, daß bei der Diskussion um Tech-
nikakzeptanz zutiefst demokratietheoretische Fra-
gen berührt werden: „Akzeptanz des technischen
Fortschritts erweist sich als ein Problem der Ab-



Stimmung von Sachkompetenz und dem An-
spruch freiheitlich-demokratischer Ordnung, Ge-
meinwohl nach Mehrheitsentscheidung der Bür-
ger zu bestimmen. Dabei versagt die Wissen-
schaft, insbesondere die Wirtschaftswissenschaft,
weil sie sich Wissen über Gemeinwohl und Wege
dahin aufgrund von „Sachgesetzen“ anmaßt. Die 
Politik versagt, weil sie dazu neigt, aus der wissen-
schaftlichen Sachkompetenz oder aus Prinzipien,
... Entscheidungen für Gemeinwohl abzuleiten,
die letztlich in demokratischen Entscheidungs-
prozessen fallen. Bei ihrer Mißachtung entstehen
Akzeptanzprobleme... Es bedarf der ständigen
Rückkoppelung zwischen Bürger und Experten.
Moderner technischer Fortschritt ist ein umfas-
sendes wirtschaftlich-technisches und politisches
Organisationsproblem. Bei seiner Lösung bean-
spruchen die Bürger in der freiheitlich-demokrati-
schen Ordnung letzte Entscheidungskompen-
tenz.“ )77

Wichtig erscheint somit auch die Erarbeitung und
Gewinnung von Orientierungswissen durch und

im Sinne von Technologiefolgeabschätzung und
Wirkungsforschung78). Ein Schritt in die richtige
Richtung kann hier sicherlich die Einrichtung ei-
ner Enquete-Kommission beim Deutschen Bun-
destag sein, die zu inhaltlichen und organisatori-
schen Aspekten dieser Thematik Überlegungen
anstellen soll79). Einen wichtigen Beitrag dazu
kann ferner eine vergleichende Umfragefor-
schung liefern, die über die gängige Praxis des
sich selektiv auf nur einzelne Erhebungen Stüt-
zens hinausgeht. Deutlich wird hier auch, daß,
wenn es um neue Techniken und ihre Einführung,
ja bereits Entwicklung geht, nicht nur die Techni-
ker etwas zu sagen haben dürfen. Auch die Sozial-
wissenschaften können und müssen hierzu ihren
Beitrag leisten; das mindeste dabei ist, daß sie im
oben genannten Sinne helfen, die Rückkoppelung
vom Bürger zu den Experten in ehrlicher Art und
Weise zu ermöglichen.



Wolfgang G. Gibowski/Max Kaase: Die Ausgangstage für die Bundestagswahl am
25. Januar 1987
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 48/86, S. 3—19

Wahlen sind institutionell hochdramatisierte und folgenreiche Elemente des politischen Prozesses
in demokratisch verfaßten Gesellschaften. Daher kann nicht überraschen, daß politische Wahlen
von Anbeginn an das Interesse der Öffentlichkeit, aber auch das der Wissenschaft auf sich gezogen
haben. Die nicht zuletzt darin begründete beachtliche Kontinuität der Wahlforschung gestattet es
in zunehmenden Maße, Wahlen nicht mehr isoliert, sondern als Zäsuren im fortlaufenden politi-
schen Prozeß zu untersuchen und damit besser als bei einer Konzentration auf eine bestimmte
Wahl zu verstehen.
Gegenstand des vorliegenden Beitrags ist die bevorstehende Bundestagswahl am 25. Januar 1987
und die Analyse der Ausgangsbedingungen für die Wahlentscheidung der Bürger kurz vor Beginn
der „heißen Phase“ des Wahlkampfs. Ausgangspunkt der Überlegungen ist die Feststellung, daß
trotz insgesamt abnehmender Bindung der Wähler an die politischen Parteien der überwiegende
Teil der Wählerschaft nach wie vor über festliegende Parteipräferenzen verfügt und damit die
Breite möglicher Wahlergebnisse erheblich begrenzt wird. Der Einfluß insbesondere politischer
Sachfragen auf die Wahlentscheidung nimmt jedoch zu; im Vorfeld der Bundestagswahl 1987
erweisen sich Arbeitslosigkeit, Umwelt und Friedenssicherung als die dominanten, fast alle Wähler
berührenden Problembereiche. Bezogen auf den Ausgangspunkt Bundestagswahl 1983 ergibt sich
hier eine überraschende Ausgewogenheit der Kompetenzzuschreibung zwischen den beiden politi-
schen Lagern SPD-DIE GRÜNEN und CDU/CSU-FDP. Die Ergebnisse der Landtagswahlen
zwischen 1983 und 1986 belegen nach Ansicht der Verfasser, daß die Strategie der SPD, durch
Übernahme der politischen Themen der GRÜNEN diese unter die für den Einzug in den Bundes-
tag erforderlichen 5 % der Zweitstimmen zu drücken und auf diese Weise — wenn nicht überhaupt
— die absolute Mehrheit der Mandate zu erlangen, keine Erfolgschance besitzt. Vielmehr sprechen
die vorliegenden Erkenntnisse für ein Wahlergebnis am 25. Januar 1987, das den Status quo in
bezug auf die Stärke der beiden politischen Lager fortschreiben wird.

Rolf Stadie: Grunddaten zum politischen Verhalten älterer Menschen
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 48/86, S. 21—34

Bei der Analyse einiger Grunddaten zum politischen Verhalten älterer Menschen zeigt sich, daß
die ältere Generation sich hinsichtlich ihres sozial-kulturellen Hintergrundes von anderen Bevöl-
kerungsgruppen unterscheidet. Die ältere Bevölkerung weist u. a. einen hohen Frauenanteil,
niedrige formale schulische Qualifikationen, geringere Gewerkschaftsorientierung und stärkere
Kirchenverbundenheit auf. Politik spielt für die älteren Menschen durchaus keine untergeordnete
Rolle: Ihre Wahlbeteiligung bei Bundestagswahlen ist außerordentlich hoch, das politische Inter-
esse nur unwesentlich geringer als in anderen Bevölkerungsgruppen und die Bereitschaft zu mehr
politischem Engagement groß.
Mit dem politischen System in der Bundesrepublik ist man im Großen und Ganzen zufrieden.
Aber im Alter scheint ein ausgeprägter Wunsch nach Sicherheit und einer klaren politischen Welt
zu bestehen. Auch ist die Konfliktbereitschaft unter älteren Menschen geringer ausgeprägt.
Beim Wahlverhalten zeigen sich seit Jahrzehnten mehrheitlich konservative Parteineigungen, was
man auf eine starke Verbreitung eher’ konservativer Werthaltungen zurückführen kann. Bei den
politischen Sachthemen, die es aus der Sicht der Befragten zu lösen gibt, zeigen sich die älteren
Menschen vor allem sicherheitsorientiert: Sicherung des Friedens, der Renten und der Arbeits-
plätze, Sicherheit vor Verbrechen und die Preisstabilität stehen in der Rangfolge der Nennungs-
häufigkeiten obenan.



Dieter Jaufmann/Ernst Kistler: Technikfreundlich? — Technikfeindlich? Empirische Er-
gebnisse im nationalen und internationalen Vergleich
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 48/86, S. 35—53

In der Bundesrepublik Deutschland — und ähnlich auch in anderen Ländern — wurde und wird
in Politik und Medien beklagt, das eigene Land verliere an Zukunftschancen und internationaler
Wettbewerbsfähigkeit, da eine spezifische Technikfeindlichkeit um sich greife. Insbesondere der
Jugend sagt man immer noch eine derartige Einstellung nach, obwohl von verschiedener Seite seit
ca. 1982/83 ein Wandel des Meinungsklimas festgestellt wird.
Der Beitrag zeigt anhand beispielhafter Bereiche (Einstellung zur Technik generell, zu den Arbeits-
platzeffekten der technischen Entwicklung und zur Gentechnologie), daß im nationalen Zeitrei-
henvergleich zwischen verschiedenen Meinungsforschungsinstituten und in der internationalen
Gegenüberstellung von Umfragedaten kein Beleg für eine besondere Technikfeindlichkeit der
Deutschen zu finden war und ist. Dabei wird jenseits einiger feststellbarer Widersprüche zwischen
den Ergebnissen aus verschiedenen Umfragen deutlich, daß eine Differenzierung gerade nach
einzelnen Bereichen von „Technik“ und nach z. B. soziodemographischen Einflußfaktoren nötig
ist. Die unterschiedlichen Frageformulierungen in verschiedenen Umfragen einerseits und die
durch spektakuläre Ereignisse im Zusammenhang mit technischen Entwicklungen oder Verände-
rungen in anderen Umfeldbedingungen ausgehenden Einflüsse auf Einstellungsdaten verbieten
das häufig geübte Herausgreifen nur einzelner Indikatoren/Umfragen, gerade auch in internatio-
nalen Vergleichsstudien.
So zeigt sich nicht nur, daß auf der Ebene von global bilanzierenden Urteilen über „Technik“ und
„Wissenschaft“ keine deutsche Sondersituation besteht, sondern daß dies auch in speziellen Berei-
chen von technischen Entwicklungen feststellbar ist. Die Angst der Deutschen vor den arbeitsplatz-
vernichtenden Effekten von Technik/Automatisierung/Computern ist zwar groß und stieg in den 
letzten Jahren noch an. Diese Tatsache ist aber über verschiedene internationale und jeweils
nationale Umfrageergebnisse hinweg betrachtet nicht atypisch. Ein direkter Zusammenhang mit
objektiven Gegebenheiten (z. B. Entwicklung der Arbeitslosigkeit) ist anzunehmen.
Auch bezüglich der Entwicklung der Gentechnologie ist keine deutsche Sondersituation gegeben.
Die Informiertheit der Bevölkerung über die technischen Entwicklungen in diesem Bereich von
Wissenschaft und angewandter Forschung läßt sicher überall zu wünschen übrig. Hier wie in
anderen Industrieländern gibt es aber auch große Mehrheiten, die gezielt Grenzen für die „Freiheit
der Forschung“ bei bestimmten Anwendungen (z. B. heterologe Reagenzglasbefruchtung, Ein-
griffe in menschliche und tierische Keimbahnen) sehen und auch gezogen haben wollen.
Die Durchsetzung von technischen Innovationen hängt — so scheint es — nicht nur auf dem
„Markt“ (auch) von der Reaktion der Bevölkerung ab. Umgekehrt sind bei der Definition der
„Grenzen von Forschung und Technik“ — zumindest in einer Demokratie — der Wille und die
Einstellungen der Bürger keine ignorierbare Größe.
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